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Zum Bundesparteitag in Potsdam, Juni 2026

ANTIKAPITALISTISCH 
BLEIBEN – AUFMÜPFIG 
WERDEN
Editorial vom BSPR der AKL

Die Partei Die Linke lebt. Und wie. 
Für eine linke Partei, die grundlegend 
gesellschaftsverändernde Ziele hat, ge-
hört es zum Selbstverständnis, dass sie 
die Stimme der Mehrheit der Jugend, 
der Erstwählerinnen und Erstwähler ist. 
Lange Zeit blieb dies der Partei Die Lin-
ke verschlossen. Sie schien eingebun-
kert als Funktionärspartei, ohne jede 
Ausstrahlung, höchstens von professio-
nell erstellten bunten Flyern gesteuert. 
Die Sichtbarkeit auf allen Ebenen der 
Gesellschaft war fast völlig verblasst. 
Statt klarer linker und radikaler Forde-
rungen und zum Handeln befähigender 
Analysen prägten parteiinterner Streit, 
Versumpfen im Parlamentarismus und 
paternalistisches Getue die Partei. 

Seit 18 Monaten ist das erfreuli-
cherweise vorbei. Das ist die schöne 
„Zeitenwende“ von Die Linke. Zehn-
tausende neuer Mitglieder bilden das 
Rückgrat einer faktisch neuen linken 
Partei. Deren Interessen und Hoffnun-
gen fallen mit den großen Fragestellun-
gen und linken Antworten auf die Krisen 
des Kapitalismus zusammen. Politik in 
der ersten Person ist angesagt. So soll 
es sein.

Existenzielle Fragen

Der Parteitag in Potsdam hat die 
Aufgabe und auch die Chance dafür zu 
sorgen, dass diese Entwicklung weiter-
geht. Er muss Antworten auf wichtige 
programmatische Fragen der linken 
Kritik des Kapitalismus des 21. Jahrhun-
derts finden. Heute ist immer klarer: 

Es gibt keinen friedlichen 
Kapitalismus.

 Das Zitat von Jean Jaurés, das Die 
Linke immer wieder ruft, „Der Kapitalis-
mus trägt den Krieg in sich wie die Wol-
ke den Regen“ ist erschreckend aktuell  
geworden. Der Krieg wird in Deutsch-
land, in Europa nach genauesten Plänen 
vorbereitet. Es regnet bereits. Deutsch-
land und die EU sind in den Kriegen in 
und um die Ukraine sowie in Palästina 
und Westasien Mittäterinnen. 

Es gibt auch keinen klima- und 
umweltneutralen Kapitalismus. 

Eine Wirtschaftsform, die in einer 
begrenzten Natur und Erde grenzenlos 
wachsen und Profite steigern will, kann 
es nicht geben. 

Es gibt auch keine 
nationalistische Lösung auf die 
Krisen des Kapitalismus.

 Die Mechanismen der Wirtschafts-
ordnung aus Ausbeutung, Konkurrenz 
und Unterdrückung müssen weltweit 
außer Kraft gesetzt werden. 

Die AKL ruft auf, alle Anträge und 
Resolutionen zu unterstützen, die diese 
grundlegenden Analysen teilen. Mehr 
Antikapitalismus wagen – das muss 
Leitidee sein.

Für eine aktivistische Partei

Der Parteitag in Potsdam muss auch 
dafür sorgen, dass die 125.000 Mitglie-
der demokratisch und umfassend in die 
weitere Entwicklung der Partei einbezo-
gen werden. Eine linke Partei kann nur 
eine Mitgliederpartei mit einem hohen 
Aktivitätsgrad aller Mitstreitenden sein. 

Das beginnt oben, deshalb schlägt 
die AKL einen größeren Parteivorstand 
vor als bisher. Und es geht Unten wei-
ter: Die Rechte von Mitgliedern und Zu-
sammenschlüssen in der Partei dürfen 
nicht beschnitten werden. 

Die Überwindung des Kapitalismus 
wird nicht durch parlamentarische Ini-
tiativen gelingen, sie können die wirk-
liche Opposition und Gegenbewegung 
in der Breite und Tiefe der Gesellschaft 
nur unterstützen. Deshalb muss der 
vom letzten Parteitag eingeleitete Pro-
zess zum Aufbau einer gesellschaftlich 
verankerten Klassenpartei fortgesetzt 
und beschleunigt werden. Der Aufbau 
dauerhafter Strukturen in allen ge-
sellschaftlichen Bereichen – von den 
Stadtteilen, Schulen, Universitäten bis 
zu den Betrieben und Behörden – darf 
nicht vernachlässigt werden.

Wir wollen Wahlen gewinnen und Sit-
ze im Parlament erobern. Aber sie sind 
kein Selbstzweck. Parlamentarische 
Arbeit ist voller Tücken und Fallen, um 
die Vertreter:innen einer linken Partei in 
die Irre zu  führen und zu korrumpieren. 
Deshalb ist die AKL für Maßnahmen zur 
Regulierung unserer parlamentarischen 
Auftritte: Diätenbegrenzung, Transpa-
renz bei allen materiellen und immateri-
ellen Privilegien, Befristung der Manda-
te, keine Ämterhäufung, Trennung von 
Amt und Mandat. 

Gegen Rechts hilft nur Links

Der Parteitag in Potsdam muss last 
but not least die Weichen für einen 
entschlossenen Kampf gegen Faschis-
mus und rechte Parteien stellen. Gegen 
Rechts hilft nur Links. Die AfD wird nicht 
durch Klüngel der anderen, angeblich 
demokratischen Parteien verhindert. 
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Die AfD wird durch eine andere Politik 
und die Präsenz einer linken, hoffnung-
gebenden Partei überall in der Gesell-
schaft verhindert und zurückgedrängt.

Deshalb ist die AKL dafür, 
sich deutlich zur sogenannten 
Regierungsfrage zu 
positionieren:

Wir sind gegen eine Allparteienregie-
rung „gegen die AfD“. Wir sind gegen 
eine „Experten:innen-Regierung“. Wir 
sind gegen eine vertragliche Duldung 
einer CDU-Regierung oder einer Regie-
rung von CDU, SPD und Grünen. Min-
derheitsregierungen, bei denen sich 
über jede einzelne Maßnahme geeinigt 
werden musss, werden in Zukunft auch 
in Deutschland die Regel sein. Die Lin-

ke wird dabei all das unterstützen, was 
die Lebensverhältnisse der Mehrheit 
verbessert. 

Opposition aufbauen!

Gegen Rechts hilft nur Links – das 
bedeutet auch, dass Die Linke die Initi-
ative ergreifen muss, eine breite gesell-
schaftliche Opposition gegen Militari-
sierung und den damit einhergehenden 
Sozialkahlschlag aufzubauen. Die jetzt 
beginnenden Mobilisierungen dürfen 
nicht nachlassen. 

Im Mittelpunkt steht dabei auch 
ein betrieblicher und gewerkschaftli-
cher Aufbruch. Die Gewerkschaften 
brauchen ein politisches Mandat zur 
Verteidigung von Löhnen, Renten, Ar-
beitszeiten und sozialer Absicherung. 

Ein solches Mandat wird die Gewerk-
schaftsbewegung aber nicht ohne eine 
vorantreibende Kraft der Partei Die Lin-
ke erobern. Dazu gehört auf Seiten von 
Die Linke mehr als nur die Einrichtung 
eines „Gewerkschaftsrates“, sondern 
ein umfassendes Aktionsprogramm für 
politische, tarifliche und betriebliche 
Rechte der Arbeiter:innenklasse. 

Antikapitalismus ist machbar 
– vor Potsdam, in Potsdam und 
nach Potsdam!
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MEHR AUF DIE 
MITGLIEDSCHAFT HÖREN
Anmerkungen zur Arbeit des Parteivorstandes – warum ich dem Tätigkeitsbericht des PV 
2024-2026 nicht zustimme. Von Thies Gleiss

Der Parteivorstand, dessen Amtszeit 
jetzt zu Ende geht, wurde im Zeitraum 
des Höhepunktes der Parteikrise der 
Linken gewählt. Die AKL – und viele an-
dere – diagnostizierte der Linken eine 
programmatische, eine strukturelle und 
eine strategische Krise. Die diesbezüg-
lichen Analysen auf www.antikapitalisti-
sche-linke.de sind immer noch lesens-
wert.

Die Wahlergebnisse waren im zwei-
ten Halbjahr 2024 deprimierend, die 
Mitgliedszahlen sanken rasant, die 
Partei war faktisch gespalten und die 
öffentliche Wahrnehmung war fast 
null. Zum zweiten Mal wurde ein ge-
genüber den Gründungszeiten dras-
tisch verkleinerter Vorstand von 26 
Personen gewählt, darunter acht direkt 
gewählte Mitglieder des geschäftsfüh-
renden Vorstandes, zu denen später 
noch zwei vom Parteivorstand gewähl-
te gfPV-Mitglieder dazukamen. Diese 
Verkleinerung, die hauptsächlich aus 
Gründen der Kostenersparnis erfolgte, 
etablierte ein strukturelles Ungleichge-
wicht im Parteivorstand zwischen dem 

geschäftsführenden und dem erwei-
terten Gesamtvorstand, das die Arbeit 
des Leitungsgremiums der Linken die 
gesamte Amtszeit prägte.

Mit den Bundestags- und Landtags-
wahlen 2025/26 wuchs zudem der An-
teil der PV-Mitglieder, die als Abgeord-
nete, Mitarbeiter:in von Abgeordneten 
und Fraktionen oder hauptamtlich bei 
der Partei beschäftigt sind auf 16 der 
26 PV-Mitglieder beziehungsweise auf 
neun der zehn Mitglieder des gfPV. Min-
destens zwei Mitglieder des erweiter-
ten Vorstands stellten ihre Mitarbeit im 
PV im Laufe von 2025 aus persönlichen 
und politischen Gründen faktisch ein.

Übrig blieb ein Gremium, dass nur 
sehr eingeschränkt in der Lage war, die 
personellen und politischen Entwicklun-
gen in der Gesamtpartei, ihren Landes- 
und Kreisverbänden wahrzunehmen 
und sich letztlich darauf beschränkt, 
zentrale und zentralisierte Initiativen in 
Richtung der Partei zu starten, die zu-
dem immer mehr die tagespolitischen 
Interessen und die taktische Hand-
schrift der Fraktion im Bundestag zeig-
ten. Solche zentralen Initiativen sind 
wichtig, aber nicht hinreichend, um die 
Partei weiter voran zu bringen.

Das alles fand parallel zu einem 
beispiellosen Mitgliederwachstum der 
Linken ab Ende 2024 statt. Die Par-
tei wurde faktisch neu gegründet. Die 
Mitglieder wurden deutlich jünger, zum 
ersten Mal repräsentiert die Partei nicht 
wie zu Gründungszeiten eine Mehrheit 
der Mitglieder, die mit der Linken ihre 
politische Zweit-, wenn nicht gar Dritt- 
oder Viertpartei in der eigenen poli-
tischen Biographie erleben, sondern 
junge Leute, die sich zum ersten Mal 
politisch organisieren, die hohe eige-
ne Interessen und Erwartungen sowie 
ein gesundes Maß an Subjektivität und 
Anspruch auf eine Politik in der ersten 
Person mitbringen.

Dieser Mitgliederzustrom und die 
damit entstandene neue Leidenschaft 
der Mitglieder verbunden mit einer 

Wahrnehmung der Partei im realen ge-
sellschaftlichen Leben haben zu einer 
Partei geführt, die erstmals den Ansatz 
einer ernsthaften politischen Strategie 
entwickelte, die mehr und anderes als 
die bis dahin vorherrschende irreale 
Hoffnung auf eine Juniorpartnerinnen-
rolle mit SPD und GRÜNEN und ge-
meinsame Regierungswünsche zum 
Ausdruck brachte. Eine eigenständige, 
politisch unabhängige Klassenpartei 
wurde erstmals zum Ziel gesetzt und 
die Folge war ein großes Plus an Attrak-
tivität, weil eine realistische Rolle für 
eine konsequent linke Partei erkennbar 
wurde Die Linke wurde Mehrheitspar-
tei bei den Jung- und Erstwählern und 
vor allem Jung- und Erstwählerinnen. 
Es wurde gegenüber dem Vormarsch 
der Politik mit der Angst, wie sie die 
AfD und in ihrem Gefolge die anderen 
bürgerlichen Parteien betrieben, die für 
eine linke Partei existenzielle Politik der 
Hoffnung konkretisiert.

Soweit zur „strategischen Krise“ und 
einem sich abzeichnenden Weg daraus, 
der durchaus vielversprechend war.

Die Linke hat nur eine 
erfolgversprechende 
Entwicklungsrichtung: nach 
links

In der Amtszeit des jetzigen Partei-
vorstandes wurde das verstärkt erlebt, 
was grundsätzlich die gesamte Dauer 
der Existenz der Linken bestimmend 
war: Die große Entwicklung des wel-
tumspannenden Kapitalismus verdich-
tet und verschärft den Krisenmodus, 
was in vielen Wortmeldungen in und au-
ßerhalb der Partei als „Multikrise“ be-
zeichnet wird. Aus anderer Perspektive 
wurde deutlich, dass die programmati-
schen Grundlagen der Linken in einigen 
wichtigen Fragen nicht deutlich genug 
sind und konkretisiert werden müssen, 
um diese „Multikrise“ zu erfassen.

Thies Gleiss ist Mitglied des 
Parteivorstands und im  
Bundessprecher*innenrat der 
AKL
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In der wirtschaftlichen Entwicklung 
kam auch in den kapitalistischen Met-
ropolen das alte Übel Inflation auf, mit 
den zersetzenden Folgen für die ma-
terielle Basis der großen Mehrheit der 
Bevölkerung. Diese Preissteigerungen 
betrafen ganz besonders Mieten und 
Energie.

Die von Linken stets als Dauerge-
fahr des Kapitalismus entlarvte Über-
produktionskrise in Schlüsselsektoren 
der Industrie kam nicht nur zurück, 
sondern paarte sich mit einer tiefen 
Strukturkrise in Auto-, Stahl-, Zement-, 
Chemie und Energieproduktion. Eine 
der Ursachen dieser Strukturkrise, aber 
zugleich auch eine eigene generelle 
Entwicklungskrise des auf Profitwachs-
tum fixierten Kapitalismus ist die Klima- 
und Umweltkrise, die ein weltweites, 
planwirtschaftliches und damit per se 
antikapitalistisches Krisenmanagement 
erfordern.

Das weltweite, Krieg und Umwelt-
zerstörung hinterlassende System des 
Kapitalismus hat zu einer neuen und 
permanenten Flucht- und Migrations-
bewegung geführt. Der Umgang damit 
hatte zuvor schon zur Spaltung der Lin-
ken und zur Gründung des in jeglicher 
Hinsicht zum Scheitern verurteilten 
Projektes BSW geführt – das weltweite 
Problem mit seinen furchtbaren Seiten 
aus Armut, Elend, Massensterben auf 

der Flucht und Vertreibung durch Krie-
ge, bleibt aber unverändert drängend.

Die Dauerkrise der Europäischen 
Union zersetzte weiterhin die bürgerli-
che Propaganda einer demokratischen, 
fortschrittlichen und krisensicheren EU, 
der leider auch viele in der Linken folg-
ten oder sogar noch folgen.

Und über allen wuchs die Perspek-
tive eines neuen großen Krieges, in 
dem die imperialistischen Weltmächte 
ihre Konkurrenz über eine Neuauftei-
lung von Märkten und Einflusszonen 
ausfechten. Der Charakter der Kriege 
überall auf der Welt veränderte sich in 
Richtung Stellvertreterkriege, an denen 
sich die imperialistischen Mächte mit 
Waffen und vielfältigen Interventionen 
direkt beteiligen. Im verbreiteten Duk-
tus der Linken verwandelte sich der Ka-
pitalismus, der den Krieg wie die Wolke 
den Regen in sich birgt, zu bis in die 
Zentren erfahrbare echte Regenschau-
er. Im Duktus der bürgerlichen Parteien, 
einschließlich der in ihrer finalen Krise 
erstarrten SPD, stand „Zeitenwende“ 
und „Kriegsertüchtigung“ auf der Ta-
gesordnung, die zu einer weiter andau-
ernden umfassenden Militarisierung 
der Innen- und Außenpolitik führten.

Die auf 120.000 Mitglieder ange-
wachsene „neue“ Linke reagierte auf 
diese politischen und daraus folgenden 
programmatischen Herausforderungen 

so wie es zu erwarten oder wenigstens 
zu erhoffen war: Es wurde eine schär-
fere Kritik an den kapitalistischen, Um-
welt und Klima zerstörenden und den 
Krieg erzeugenden Produktionsverhält-
nissen eingefordert. Dies entsprach 
nicht nur den Erfordernissen der ver-
änderten Weltlage, sondern ist auch 
unmittelbares persönliches Interesse 
der tausenden neuen jungen Mitglie-
der in der Partei. Allen voran die neue 
Rolle Deutschlands und der EU in den 
weltweiten auf Krieg zutreibenden Kon-
flikten verlangte eine scharfe antimili-
taristische Positionierung. Sowohl die 
Nato- und USA-Ergebenheit als auch 
das Dogma der deutschen Staatsrä-
son, dem israelischen Staat bei jedem 
Kriegsverbrechen zu folgen, müssen 
von einer modernen linken Partei scharf 
in Frage gestellt werden, eine alternati-
ve, weltweite Politik der Solidarität und 
eines neuen Sozialismus dagegenge-
stellt werden.

Unzureichende Antworten 
des Parteivorstandes

Der PV hat mehrheitlich auf die ver-
änderten Anforderungen aus der poli-
tischen Lage und auf die Wünsche aus 
der Mitgliedschaft nur unzureichend 
reagiert. Lange wollte er es verhindern, 
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oder auch einfach nicht wahrhaben, 
welche überragende und die gesam-
te Tagespolitik bestimmende Rolle die 
Kriegsfrage eingenommen hat. Das war 
einerseits Ergebnis einer Unterschät-
zung, trotz aller guten Hinweise aus der 
Partei, aus der Rosa-Luxemburg-Stif-
tung und so gut wie aller Antikriegs-Ex-
pert:innen, mehr aber noch ein Ver-
such, die alten grundsätzlich an einen 
friedlichen Kapitalismus und seiner EU 
glaubenden Kräfte in der Partei nicht zu 
verprellen.

Weltweit wächst die Empörung über 
den Krieg und die Besatzungspolitik 
der israelischen Regierung und ihrer 
Armee. Sie verrichten dort, wie es 
dem deutschen Kanzler rausrutsch-
te, die Drecksarbeit der imperialisti-
schen Hauptmächte, um die Kontrolle 
über die Ressourcen – Gas und Öl – in 
Westasien nicht zu verlieren. Insbeson-
dere die Jugend der Welt geht auf die 
Straße gegen das Schweigen und die 
heuchlerische Loyalität ihrer Regierun-
gen mit der rechtsradikalen Regierung 
Israels. Auch in Deutschland. In dut-
zenden Ländern kam es zu den größten 
internationalistischen Solidaritätsde-
monstrationen mit Palästina, oft unter 
der Führung der Gewerkschaften.

Der PV beteiligte sich lange an dem 
Wegducken und Abwiegeln, bevor er 
sich endlich an der Vorbereitung einer 
Palästina-Solidaritätsdemonstration im 
September 2025 beteiligte – um dann 
selbst erstaunt über deren Mobilisie-
rungskraft zu sein.

Gegen die allgemeine Kriegsvor-
bereitung und die Politik der „Zeiten-
wende“ müsste die Linke als größte 
Oppositionspartei an der Spitze der An-
tikriegs-Mobilisierungen stehen, aber 
sie wird dem nicht gerecht. Erst und al-
lein zur Frage der Wiederinkraftsetzung 
der Wehrpflicht kam etwas Bewegung 
in die Parteiführung.

In der vom Parteitag beschlosse-
nen Programmdebatte, versuchte der 
geschäftsführende Parteivorstand und 
die ihm stets folgende Mehrheit im PV 
bekannte antikapitalistische und an-
timilitaristische Positionen und deren 
Vertreter:innen herauszuhalten oder 
an den Rand zu drängen. Stattdessen 
wurden die alten EU- und Nato-freund-
lichen Positionen aufgewertet.

Trotzdem hat die Gesamtpartei und 
am Ende auch der PV in der Kriegs- und 
Nahostfrage einen erfreulichen Lern-
prozess nach links vollzogen. Aber in 
dem Leitantrag und dem Nahost-Antrag 
zum kommenden Parteitag wird wieder 

versucht, darin den Rückwärtsgang ein-
zulegen. Das darf und das wird nicht 
gelingen.

Der Parteivorstand unterließ es im 
Ausschlussverfahren gegen Ramsis Ki-
lani aus dem Landesverband Berlin eine 
klärende und den Konflikt entschärfen-
de Rolle zu spielen. Selbst nach den 
Entwicklungen der letzten Monate, ist 
er nicht bereit, eine Wiederaufnahmein-
itiative gegenüber Ramsis zu unterstüt-
zen.

Der Parteivorstand entsolidarisierte 
sich in einem skandalösen Nacht- und 
Nebelbeschluss von einer individuellen 
Stellungnahme des PV-Mitglieds Ulrike 
Eifler zum Nahostkrieg. Bis heute ist 
dieser Fehler nicht korrigiert oder auch 
nur relativiert worden.

Der PV distanzierte sich in Form ei-
ner Sondersitzung von einem Beschluss 
des Jugendverbandes zu Palästina. Dies 
geschah – in trauriger Wiederholung ei-
ner angeblich nicht mehr vorkommen 
sollenden Praxis der Linken – auf Druck 
von Medien und Kräften von außerhalb 
der Partei in Kombination mit Kräften 
aus der Partei.

Die Partei distanzierte sich in einer 
beispiellosen und die Satzung der Par-
tei verletzenden Entsolidarisierung von 
einem Beschluss des Landesparteita-
ges Niedersachsen zu Palästina. Dieser 
offene Statutenbruch muss eine Kor-
rektur erfahren, wenn die Linke glaub-
würdig bleiben möchte.

Neben der Kriegsfrage war vor allem 
die Rolle der Linken als Opposition zu 
den Sparplänen der Regierung heraus-
gefordert. Entgegen allen Beschlüssen 
der Partei und auch des Parteivorstan-
des ermöglichten die Landesregierun-
gen mit Linken-Beteiligung aus Bremen 
und Mecklenburg-Vorpommern durch 
ihr Abstimmungsverhalten im Bundesrat 
die Umsetzung der Sonderfinanzierung 
für die Aufrüstung und der Zeitenwende 
sowie das Investitions-Booster-Gesetz 
– ein großes Geschenk an das Kapital. 
Trotz aller gegenteiligen Beteuerungen, 
trotz eines hektischen Krisenmanage-
ments des gfPV und trotz eines ein-
deutigen Beschlusses des Parteitages 
ist nichts geregelt worden, ein solches 
Verhalten für die Zukunft zu verhindern.

Strategie und Struktur

Der vielversprechende Beschluss 
des Parteitages, die Linke als eigen-
ständige und unabhängige Klassenpar-
tei aufzubauen, ist vom Parteivorstand 

leider nicht genügend umgesetzt wor-
den. Im Gegenteil. Statt Klassenpoli-
tik, die unsere Mitglieder in eigenen 
betrieblichen Strukturen organisiert 
und sich auch nicht scheut, die sozial-
demokratischen Gewerkschaftsführun-
gen zu kritisieren, wenn es erforderlich 
ist, wurde nur der „Gewerkschaftsrat“ 
erneuert (der wahrscheinlich auch dies-
mal nicht ins Arbeiten kommt, was nur 
gut ist), der auf abgehobene Allianzen 
mit der Gewerkschaftsführung ausge-
richtet ist und die Gewerkschaftsarbeit 
aus der Partei heraus und in äußere 
Sondergremien verlagert.

Auch andere Großthemen wurden 
aus dem kleinen PV ausgelagert und 
der Internationalen Kommission, der 
Programmkommission oder der Femi-
nistischen Kommission zugeordnet. 
Nichts gegen diese Kommissionen, 
wenn sie dem PV tatsächlich zuarbei-
ten, aber als Nebenleitungen sind sie 
undemokratisch und schwächen den 
PV noch weiter.

Der PV sollte stattdessen vergrößert 
werden (auf die frühere Größe von 44 
Mitgliedern), um die gewachsene Par-
tei in allen Aspekten und demokratisch 
durch Wahlen legitimiert zu repräsen-
tieren.

Die Debatte über das Verhältnis die-
ser eigenständigen Klassenpartei zum 
bürgerlichen Parlamentarismus beglei-
tet die Linke – wie alle vergleichbaren 
Parteien anderswo und zu früheren 
Zeiten – seit ihrer Gründung. Der Par-
teitag hat Beschlüsse gefasst, die Man-
datszeit auf maximal drei Amtsperioden 
im Parlament zu beschränken und die 
Diäten zu deckeln. Diese Beschlüsse 
waren schon unzureichend und kamen 
fast als Misstrauens- und Neiddebatte 
ihren Abgeordneten gegenüber da-
her. Bei der Festlegung der Wahllisten 
zur Bundestagswahl 2025 spielten sie 
schon keine Rolle mehr. Aber anstatt 
diese Debatte jetzt zu intensivieren 
und zu politisieren, hat der PV sie noch 
einmal herabgekocht und einen Antrag 
zur Diätendeckelung eingebracht, der 
nichts ändern und die notwendige De-
batte desorientieren wird.

Aus all diesen Gründen kann ich dem 
Entwurf für einen Tätigkeitsbericht des 
PV an den Parteitag nicht zustimmen.

Thies Gleiss, Köln 26.05.2026

Bild: Martin Heinlein, Die Linke
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Die Bewegungslinke, über 
Jahre eine der prägendsten 
Strömung der Partei, hat 
sich aufgelöst. Daraus 
hervorgegangen ist der 
Verein morgen:rot, der nichts 
geringeres verspricht, als 
den Faschismus zu besiegen. 
Die Genoss*innen machen 
in ihrer Analyse einige 
Schritte nach vorne. Die 
Widersprüchlichkeit der 
Bewegungslinken, in der von 
stabilen Systemgegner*innen 
bis Regierungssozialist*innen 
so ziemlich alles dabei war, 
ist aber vererbt worden. In 
den besseren Momenten 
merkt man, dass sich viele 
schlaue Linke einen Kopf 
über den Aufstieg der AfD 
gemacht haben. In den 
schlechteren Momenten 
erinnert morgen:rot an das 
Marx-21-Projekt „Aufstehen 
gegen Rechts“, nur mit 
Haustürgesprächen.

Morgen:rot tritt auf, wie es eine mo-
derne Kampagne tun muss. Launch 
mit Livestream, Telegram-Kanal, nett 
gemachten Instagram-Reels, einer 
schicken Website – und einem ziemlich 
langen „Manifest“. Die Analyse ist weit-
gehend korrekt: Die Gefahr durch einen 
autoritären Staatsumbau – nicht nur 
durch die AfD – wächst. Als Ursache 
dafür wird der „Katastrophenkapitalis-
mus“ zwar mit einem unnötigen Label 
verlängert (Kapitalismus selbst hätte 
gereicht), aber geschenkt. Die soziale 
Basis für die neue rechte Bewegung ist 
ein reaktionäres Bündnis aus oberen 
Mittelschichten, dem Kleinbürgertum, 
Teilen der besserverdienenden und der 
deklassierten Arbeiter*innenklasse, 
die in unterschiedlichem Maße von der 
neoliberalen Politik der letzten Jahr-
zehnte betroffen sind, und in ihrer Wut 
nach unten treten. Eine Radikalisierung 
nach rechts ist bis tief in die CDU zu be-
obachten.

Dagegen hilft kein rein moralischer 
Antifaschismus, der an die Anständig-
keit oder das historische Bewusstsein 
der Menschen appelliert, sondern nur 
eine Massenbewegung, die den Kampf 
um soziale Errungenschaften mit dem 
Kampf gegen Rechts verbindet, der 
Idee der Nation die Realität der Klasse 
entgegenstellt, und die Wut gegen die 
herrschende Klasse und ihr System 
richtet. Die Gewerkschaften sollen „er-
neuert“ werden, also auf kämpferische 
(nicht nur Tarif-)Politik orientiert wer-
den. Die Linke soll sozialistischer Motor 
in einer „Einheitsfront neuen Typs“ wer-
den. So ähnlich schreibt es morgen:rot, 
und klingt bis dahin noch ziemlich sta-
bil. Leider wird es im konkreten, naja, 
etwas unkonkret.

Sozialer Antifaschismus

Das Manifest spricht von einem 
„sozialen Antifaschismus“. Tatsächlich 
bietet der Kampf um höhere Löhne, 
niedrigere Mieten, bessere Gesund-
heitsversorgung usw. die Möglichkeit, 
die arbeitenden Menschen als Klasse 
zusammenzubringen. In einem gemein-
samen Kampf über Geschlechtergren-
zen, Muttersprachen, Religionen und 
sozialen Identitäten hinweg können sie 
ihre gemeinsamen materiellen Interes-
sen erkennen und Klassenbewusstsein 
gebildet werden.

Vielleicht wollen einige in morgen:rot 
sogar eine Klasseneinheit herstellen, 
geeinigt hat man sich aber darauf, lie-

ber vom Aufbau einer „Bürger*innen-
bewegung“ zu sprechen. Bürger*innen 
können qua Definition alle sein: Arbeit-
nehmer*innen genauso wie Arbeitge-
ber*innen, Vermieter*innen genauso 
wie Mieter*innen. Vielleicht klingt das 
ein bisschen erbsenzählerisch, die Be-
grifflichkeit ist aber kein Zufall.

An vielen Stellen spricht das mor-
gen:rot-Manifest vom „Zusammenfüh-
ren“, bleibt dabei aber unscharf. Man 
wolle „kein Parteienkartell“, sondern 
Bündnisse von unten, Zusammenarbeit 
mit Gewerkschaften, außerparlamen-
tarischen Bewegungen, der Zivilgesell-
schaft. So weit, so Bewegungslinks. 
Morgen:rot hat sich aber einen radi-
kalen Namen für ihr Bündniskonzept 
einfallen lassen: „Einheitsfront neuen 
Typs“1.

Einheitsfront

Entlehnt ist der Name der von der 
KPD 1921 entwickelten und anschlie-
ßend von der Komintern allen kom-
munistischen Parteien empfohlenen 
Taktik der Einheitsfront. Damals war 
die mächtige Arbeiter*innenbewegung 
gespalten, die KPD gegenüber SPD 
und USPD eine Minderheit. Nach dem 
erfolgreichen Generalstreik gegen den 
faschistischen Kapp-Putsch 1920 war 
deutlich, dass eine Überwindung der 
Spaltung an konkreten Punkten mit 
konkreten Forderungen möglich war. 
Die Einheitsfronttaktik war das öffent-
liche Angebot der KPD an Sozialdemo-
kratie und Gewerkschaften, die strate-
gischen Differenzen hintan zu stellen, 
und in konkreten Punkten für soziale 
Verbesserungen zusammenzuarbeiten.

War die KPD der Motor der Einheits-
front, war die Spitze der SPD die Brem-
se. Marxist*innen beschreiben die SPD 
der Weimarer Republik häufig als „bür-
gerliche Arbeiter*innenpartei“, weil die 
Basis ihre Mitgliedschaft zwar vor allem 
aus Arbeiter*innen bestand, die Politik 
und ihre Führung aber bürgerlich domi-
niert waren, den bürgerlichen Staat ver-
teidigte und die proletarische Revoluti-
on verhinderte. Aber trotz aller Noskes 
und Eberts: Die meisten SPD-Mitglie-
der wollten den Sozialismus. Die SPD 
war objektiv Teil der Arbeiter*innenbe-
wegung.

Sebastian Rave ist aus Bremen 
und Mitglied des Bundesspre-
cher*innenrates der AKL

1) „Neuen Typs“ bezieht sich auf die bolschewisti-
sche Konzept einer „Partei Neuen Typs“, einer Kaderpar-
tei, die sich demokratisch-zentralistisch organisiert. Der 
Begriff selbst wurde aber erst unter dem Stalinismus ge-
prägt, als vom demokratischen Teil des demokratischen 
Zentralismus nichts mehr übrig war. Wir unterstellen den 
Autor*innen keine historische Absicht.
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Ob das für die heutige SPD immer 
noch gilt, darf bezweifelt werden. Si-
cherlich ist sie gegen die AfD und ge-
gen den Faschismus. Aber sie ist poli-
tisch eine durch und durch bürgerliche 
Partei, und durch jahrzehntelange Re-
gierungsbeteiligung eng verknüpft mit 
dem bürgerlichen Staat2.

Morgen:rot sieht in SPD und Grünen 
„teilweise Gegner und teilweise Ver-
bündete“. Sie seien „sozialliberale Par-
teien, die in der Regierung Hoffnungen 
enttäuscht haben. Wir haben mit ihnen 
große Meinungsverschiedenheiten. Zu 
einzelnen Themen schlagen sie aber Re-
formen vor, die zumindest in die richtige 
Richtung gehen.“

Das ist eine romantische Charakteri-
sierung, die an der Realität der letzten 
Jahrzehnte meilenweit vorbei geht. Das 
Problem sind nicht nur die „großen Mei-
nungsverschiedenheiten“, die wir mit 
SPD und Grünen haben, sondern ihr 
grundlegender Klassencharakter. Die-
ser wird nicht durch die netten Wahlpla-
kate und Forderungen im Wahlkampf 
bestimmt („einzelne Reformen, die in 
die richtige Richtung gehen“), sondern 
durch die konkrete Politik. SPD und 
Grüne waren die Abrissbirnen des So-
zialstaats (Agenda 2010), die Axt am 
Asylrecht (GEAS) und die Architekten 
des Sondervermögens für Aufrüstung. 
Die SPD ist, im Bündnis mit der CDU, 
direkt verantwortlich für den nächsten 
Generalangriff auf den Sozialstaat. Ein 
Bündnis mit ihnen wäre keine (Arbei-
ter*innen-) Einheitsfront, sondern ein 
klassenübergreifendes Bündnis, wie es 
die Volksfront im Spanischen Bürger-
krieg war. Damit verschiebt sich Anti-
faschismus von einer eigenständigen 
Klassenpolitik hin zur Verteidigung der 
bestehenden bürgerlichen Ordnung. 
Die Volksfrontlogik kann weder die 
kapitalistische Krise noch den daraus 
hervorgehenden Faschismus überwin-
den. Durch das Bündnis mit bürgerli-
chen Parteien wird die Klassenfrage 
entpolitisiert; die Widersprüche des 
Kapitalismus, aus denen Rechtsruck 
und Faschismus hervorgehen, bleiben 
unangetastet.

Volksfront

Morgen:rot schreibt: „Politisch geht 
es darum, die Kräfte zu verbinden, die 
bereit sind, gegen verschiedene Seiten 
der Faschisierung zu kämpfen. Es geht 

darum, in der Defensive zu bestehen, 
um eine neue Offensive vorzubereiten. 
Wie in einem Tauziehen geht es darum, 
ein klein bisschen mehr in die Richtung 
zu ziehen, in die wir wollen.“

Es ist erstaunlich, dass die Genoss* 
innen das Bild vom Tauziehen nutzen, 
fast, als hätten sie Trotzkis Warnung vor 
klassenübergreifenden Bündnissen in 
„Spanische Lehren“ gelesen, aber be-
schlossen, sie zu ignorieren:

„Die Volksfronttheoretiker 
gehen im Wesentlichen über die 
Anfangsgründe der Arithmetik, 
nämlich die Addition, nicht 
hinaus: die Summe von 
„Kommunisten“, Sozialisten, 
Anarchisten und Liberalen ist 
größer als jeder Teil für sich. 
Das ist ihre ganze Weisheit. 
Allein, die Arithmetik reicht in 
diesem Fall nicht aus. Es bedarf 
mindestens der Mechanik: das 
Gesetz des Parallelogramms 
der Kräfte ist auch in der 
Politik gültig. Die Resultante 
pflegt bekanntlich umso 
kürzer zu sein, je stärker die 
zusammenwirkenden Kräfte 
auseinanderstreben. Ziehen die 
politischen Verbündeten nach 
entgegengesetzten Richtungen, 
so kann die Resultante gleich 
Null sein.“

Das ist kein abstraktes Problem. Mit 
Klassengeschwistern kann man sich 
auf unmittelbare Forderungen einigen, 
die unabhängig von Parteizugehörigkeit 
mobilisieren können: Mehr Lohn, kürze-
re Arbeitszeit, höhere Sozialausgaben, 
gemeinsam gegen den Faschismus. 
Mit dem Klassengegner ist das nicht 
möglich: Arbeitgeber wollen weniger 
Lohn, längere Arbeitszeit, geringere So-
zialausgaben, zur größten Not auch mit 
dem Faschismus.

Ein Bündnis gegen den Faschismus, 
das seine materiellen Wurzeln (Kür-
zungspolitik neoliberaler Einheitspar-
teien, verschärfte Nationalstaatskon-
kurrenz, Militarismus) ausblendet, kann 
sich nur auf eine moralische Kritik der 
Rechten beschränken und endet im 
unpolitischen Bratwurstessen gegen 
Rechts. Im schlimmsten Fall kann die 

AfD sogar davon profitieren, sich als Al-
ternative zu dem von sich selbst vorge-
führten Establishment zu präsentieren.

Denn das ist eine der zentralen 
Stärken der AfD: Sie ist eine Partei der 
Unzufriedenen, die von der wachsen-
den Entfremdung von den politischen 
Parteien, den bürgerlichen Institutio-
nen und der Demokratie selbst lebt. Je 
tiefer die Krise des Kapitalismus geht, 
desto größer wird diese Entfremdung 
werden. Linke werden dann vor der 
Wahl stehen, zusammen mit denen, die 
für die Krise verantwortlich sind, den 
bankrotten Laden vor der AfD zu retten, 
oder selbst zur Ansprechpartnerin der 
Wütenden und Hungrigen zu werden. 
Sie hätte bei letzterem einen entschei-
denden Vorteil: Im Gegensatz zur AfD 
hat eine sozialistische Linke eine tat-
sächliche gesellschaftliche Alternative, 
die das Leben der arbeitenden Klasse 
verbessern würde.

Morgen:rot will aber nicht nur Bünd-
nisse mit SPD und Grünen, sondern so-
gar mit Konservativen:

„Wir blockieren den Aufstieg der AfD 
zur Regierungsmacht. Hier arbei-
ten wir mit SPDler*innen genauso 
zusammen wie mit demokratischen 
Konservativen.“

Das wäre die vollständige politische 
Entleerung eines Bündnisses. Das mer-
ken die Autor*innen auch selbst, wenn 
sie schreiben: „Die AfD ist im Umfrage-
hoch, in allen ostdeutschen Ländern ist 
sie die stärkste Partei. Ohne sie sind nur 
noch politisch mindestens widersprüch-
liche, bis hin zu leeren Anti-AfD-Regie-
rungen möglich.“

Mitregieren gegen Rechts?

Aber die Erb*innen der Bewegungs-
linken wären nicht die Erb*innen der 
Bewegungslinken, wenn sie solche Wi-
dersprüche nicht aushielten. In der De-
batte um Regierungsbeteiligung waren 
alle Positionen in der Bewegungslinken 
vertreten: Grundsätzlich dafür, unter 
Umständen dafür, unter Umständen 
dagegen, grundsätzlich dagegen. Das 
ist auch bei morgen:rot so:

„Ein Teil von uns glaubt, dass wir 
sozial-antifaschistische Regierun-
gen (und die begeisternde Vision 
davon) brauchen, die im Bündnis 
mit Gewerkschaften und anderen 
Bewegungen den sozialen Nährbo-42% der SPD Mitglieder sind im 

öffentlichen Dienst beschäftigt 
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den austrocknen, der den Rechten 
nutzt.“

Es wird zwar direkt im Anschluss er-
klärt, warum das aktuell utopisch ist:

„Möglich wird eine sozial-antifa-
schistische Regierung am ehesten 
dann, wenn es uns gelingt, zunächst 
Hunderttausende in einer antineo-
liberalen Bürger*innenbewegung 
zusammenzubringen und so die 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse 
grundlegend zu verändern. Ohne 
eine solche Verschiebung könnte 
auch eine linke Regierung nur neo-
liberale Sachzwänge exekutieren, 
wie jede andere Regierung auch. 
Eine Beteiligung an einer solchen 
Regierung würde nicht nur Die Linke 
als Partei, sondern auch die gesamt-
gesellschaftliche Linke um Jahre 
zurückwerfen.“

In der Tat, wir kennen solche „lin-
ken“ Regierungen, die neoliberale 
Sachzwänge exekutieren, zur Genü-
ge. Aber statt diese Warnung ernst zu 
nehmen, beharrt morgen:rot auf dem 
Luftschloss: „Nichts mobilisiert die 
Menschen mehr als die Vorstellung, ge-
winnen zu können.“

Ja sicher, aber gleichzeitig demobili-
siert die Menschen nichts nachhaltiger 
als wenn man sie für ein Reformprojekt 
gewinnt, ihre Hoffnungen hochhält, ihre 
Energie anzapft und am Ende nichts als 
Enttäuschung bleibt.

Morgen:rot glaubt, „wenn wir die 
sozialen, ökologischen und politischen 
Gründe der Faschisierung beseitigen 
wollen, brauchen wir Regierungsmacht“ 
– und begeht damit den alten Fehler, 
Macht und Regierung zu verwechseln. 
Wie in der platonischen Dialektik ant-
worten die Autor*innen selbst: „Es ist 
wahr, dass die Macht nicht alleine bei 
Regierungen liegt, sondern außerhalb 
von Parlamenten und dass der Staat 
kein Fahrrad ist, auf das man sich ein-
fach setzen und in beliebige Richtung 
losradeln kann. Aber im Zusammen-
spiel von außerparlamentarischem 
Machtaufbau, einer unabhängigen und 
konfliktbereiten Partei und strategi-
schem linken Regierungshandeln kann 
transformative Regierungsmacht entste-
hen.“

Je unklarer die Perspektive, desto 
nebliger die Sprache. „Transformative 
Regierungsmacht“, da kann sich jede*r 
selbst vorstellen, was damit gemeint 

ist… oder auch nicht. Wie die mate-
rielle Macht der Privatbesitzer*innen 
von Produktionsmitteln, des Immobili-
en-Adels, des militärisch-industriellen 
Komplexes in diesem Zusammenspiel 
transformiert wird – wir können ge-
spannt sein.

AfD parlamentarisch 
blockieren?

Drängender wird die Frage sein, wie 
die Linke damit umgeht, parlamenta-
risches Zünglein an der Waage gegen 
eine AfD-Mehrheit spielen zu können – 
zunächst in Sachsen-Anhalt, in Zukunft 
aber auch in anderen (nicht nur ost-
deutschen) Bundesländern bis hin zum 
Bund. Die Verlockung bei einigen ist 
groß, endlich Verantwortung zeigen zu 
dürfen, das radikale Schmuddel-Image 
loszuwerden, und in der Volksfrontre-
gierung mit CDU, SPD und Grünen die 
AfD „parlamentarisch zu blockieren“.

Dann hätten wir den Salat: Eine 
Allparteien-Koalition, die einfach über-
haupt keine inhaltliche Einigkeit hätte, 
und vor dem Hintergrund der sich ver-
schärfenden kapitalistischen Krise ein-
fach nichts tun würde. Das wäre das 
beste Konjunkturprogramm, das sich 
die AfD vorstellen könnte – und das 
Ende der Linken als widerständige Kraft. 
Morgen:rot hat dazu nichts kritisches 
zu sagen, wenn sie nicht gar selbst zu 
den Befürworter*innen der Verantwor-
tung gehören: „Wir blockieren den Auf-
stieg der AfD zur Regierungsmacht. Hier 
arbeiten wir mit SPDler*innen genauso 
zusammen wie mit demokratischen Kon-
servativen.“

Wie das ausgeht, kann man bei Au-
gust Thalheimer nachlesen, einem der 
Architekten der Einheitsfront, der 1932 
in seiner Broschüre „Wie schafft die 
Arbeiterklasse die Einheitsfront gegen 
den Faschismus?“ vor dieser Politik 
warnte. 1928 hatte die SPD die Wahl 
gewonnen und ging eine breite Koaliti-
on mit mehreren bürgerlichen Parteien 
ein. Die Wirtschaftskrise diktierte ihre 
Politik:

„Die Sozialdemokratie wurde zur 
tätigen Helferin des Abbaus der das 
Kapital belastenden Steuern, des Ab-
baus der Sozialpolitik und der Löhne, 
nach denen das deutsche Kapital 
brünstig schrie. Sie wurde zur Helfe-
rin der militärischen Aufrüstung. (…)

Die Summe der Tolerierungspolitik, 
die zugleich die Politik des kleineren 
Übels ist, ist einfach zu ziehen. Der 
illusionäre Grundgedanke der Tolerie-
rungspolitik war, um jeden Preis den 
„gemäßigten“, „demokratischen“ 
Flügel der Bourgeoisie zu stützen 
und ihren „radikalen“, d.h. faschis-
tischen Flügel zu verhindern, an die 
Macht zu kommen. So sollte die bür-
gerlich-parlamentarische Demokratie 
gerettet werden. Aber der „gemäßig-
te“ Teil der Bourgeoisie war ebenso 
ungemäßigt wie der „radikale“ in 
seinen Angriffen auf die Lebenshal-
tung der Arbeiterklasse. (…) Indem 
sie [die Sozialdemokratie] die poli-
tischen Rechte und die wirtschaftli-
chen Interessen der Arbeiterklasse 
und des Kleinbürgertums dem Angriff 
der Monopolkapitals preisgab, gab 
sie gerade das preis; was ihr Wesen 
ausmachte: die kleinbürgerliche De-
mokratie und den kleinbürgerlichen 
Sozialismus. Sie vernichtete so ihre 
eigene Existenzgrundlage als Partei, 
trieb das Kleinbürgertum, dem sie 
weder politisch noch wirtschaftlich 
mehr etwas zu geben hatte, dem 
Faschismus zu.“

Die große Lücke: Faschismus 
und Krieg

Der Faschismus brachte den Krieg, 
weil das Kapital den Krieg wollte: Es er-
hoffte sich neue Rüstungsaufträge (und 
bekam sie), Zugang zu neuen Märkte 
und Rohstoffen (die brutal erobert wur-
den), und billige Arbeitskräfte (die die 
Nazis in Form von Millionen Zwangs-
arbeiter*innen ablieferten). Das deut-
sche Kapital bombte sich mit Hilfe des 
Faschismus aus der Krise.

Mit dem im morgen:rot-Manifest 
häufig zitierten Katastrophenkapita-
lismus stehen wir vor einer ähnlichen 
Krise. Das deutsche Kapital freut sich 
über Rüstungsaufträge, fürchtet sich 
vor dem Verlust von Märkten und Roh-
stoffen, und fordert die Senkung des 
Preises der Ware Arbeitskraft. In einer 
krisenhaften Welt, in der sich imperialis-
tische Widersprüche zuspitzen, nimmt 
das Gewicht der Nation zu. Spätestens 
die Zeitenwende begrub die deutsche 
Nachkriegszurückhaltung.

Die AfD streitet sich gerne darüber, 
ob sie eher Pro-Putin oder Pro-Trump 
sein möchte. In einem Punkt ist sie 
sich aber einig, und zwar auch mit al-
len Vertreter*innen der bürgerlichen 
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Parteien und des Mainstreams: Sie ist 
Pro-Deutschland, Pro-Bundeswehr, 
Pro-Aufrüstung.

Aktuell wird der Grünen-Vorsitzen-
de Felix Banaszak dafür gegrillt, Wehr-
pflichtigen bei einer AfD-Regierungs-
übernahme das Desertieren empfohlen 
zu haben. In Grünen-typischer Manier 
ruderte er zurück. Die Leerstelle ist 
aber deutlich geworden: Der bürger-
liche Politikbetrieb hat sich entweder 
keine Gedanken darüber gemacht, 
was eine rechtsextreme Regierung mit 
einem aufgemotzten Militär anfangen 
würde, oder es ist ihm egal.

Die Linke und die antifaschistische 
Bewegung darf diesen Fehler nicht ma-
chen. Im morgen:rot-Manifest kommen 
die Worte „Krieg“ und „Aufrüstung“ 
nicht vor. Im Kurz-Selbstverständnis 
auf der Website findet sich ein kurzer 
Absatz, der sich in alle Richtungen ab-
sichert: Unterstützung von antiimpe-
rialistischem Widerstand (mutig), „in-

sofern dieser unseren Grundsätzen nicht 
widerspricht“ (doch nicht). „Wir stehen 
nicht an der Seite Washingtons, Brüssels, 
Pekings oder Moskaus, sondern an der 
Seite unterdrückter Menschen und demo-
kratischer Bewegungen“. Das klingt erst-
mal gut. Auf der Launch-Veranstaltung 
durfte Christian Zeller, Ökosozialist und 
Befürworter von Waffenlieferungen an 
die Ukraine, aber ungehemmt gegen 
den Hauptfeind wettern, der für ihn im 
Feindesland steht: Putin, seinen fossi-
len Kapitalismus, seine politische Nähe 
zur AfD und seinen Krieg „gegen die 
Ukrainische Bevölkerung“. Das darf ir-
ritieren, ohne dabei die geringste Sym-
pathie für Putin zu hegen. Denn es ist 
keine Parteinahme gegen den Krieg, 
sondern eine Parteinahme für die NA-
TO-gestützte Kriegsführung gegen „den 
Feind“ im Osten.

Gegen den Faschismus zu sein heißt 
auch, gegen den Krieg zu sein. Das 
fängt zuhause an, beim eigenen Mili-

tär, der heimischen Aufrüstung, dem 
Kriegsgeschrei gegen den Feind. Au-
toritäre Gestalten wie Putin hält man 
nicht mit autoritären Allianzen wie der 
NATO auf. Genauso wenig stoppt man 
bürgerliche Autoritäre wie die AfD mit 
bürgerlichen Halbliberalen wie SPD und 
Grünen. Antifaschismus, Antimilitaris-
mus und der Kampf um konkrete sozia-
le Verbesserungen gehören zusammen. 
Notwendig ist also der Aufbau einer 
unabhängigen Klassenpolitik, die den 
Kampf gegen Rechts mit dem Kampf 
gegen Kapitalismus und Militarisierung 
verbindet. Und zwar unbedingt in einer 
Einheitsfront, die über die Linke hinaus-
geht. Es sollte dann aber auch wirklich 
eine sein.

Bi
ld

: M
ar

tin
 H

ei
nl

ei
n,

 D
ie

 L
in

ke



13

Zur Debatte über die Deckelung der Abgeordneten-Diäten

WIE EIN WICHTIGES 
PROJEKT VERSENKT 
WIRD…

Der Antrag des Parteivorstandes an 
den Bundesparteitag, die Diäten un-
serer Abgeordneten per Parteitagsbe-
schluss zu deckeln, ist leider wie so häu-
fig in der Linken zwischen guter Absicht 
und schlechter Performance zerschellt. 
Statt eine kritische Debatte über die 
domestizierende Wirkung des bürger-
lichen Parlamentarismus auf eine linke 
Partei auszulösen und zu ersten be-
scheidenen organisatorischen Maßnah-
men einer Gegenwehr zu kommen, wird 
eine natürlich zum Scheitern verurteilte 
Gesinnungsdebatte über das Verhalten 
von Abgeordneten, über Verzichtsethik 
und rückwirkend eingeführte Zwangs-
beschränkungen geführt. Die Anfänge 
dieser Debatte in „linksbewegt.de“ 
und anderswo waren ursprünglich viel-
versprechend. Wir verweisen auf den 
Beitrag von Thies Gleiss zum Ausgangs-
text von Kathrin Vogler u.a., der die 
notwendigen Grundlagen beleuchtet:  
antikapitalistische-linke-nrw.org/316-2/

Über die Gefahr des 
„Abhebens“….

Dass „unsere Abgeordneten“ in den 
Parlamenten sehr leicht (und ohne 
reglementierende Kontrolle der linken 
Partei fast zwangsläufig) „abheben“ 
und Berufspolitiker:innen in einem 
Parlamentsbetrieb werden, der die ka-
pitalistische Klassengesellschaft nicht 
aufheben kann – das liegt nicht an der 
Bezahlung der Abgeordnetentätigkeit 
durch Diäten in einer Höhe, die im 
Vergleich zur täglich malochenden Ar-
beiter:innenschaft relativ hoch, zu den 
Einkommen der wirklichen Führungs-
kräfte der herrschenden Klasse aber 
eher bescheiden sind. Die Bezahlung in 
Form von Diäten, die stets ohne irgend-
einen realen Bezug zu einer „Leistung“ 

daherkommt, sorgt letztlich nur dafür, 
dass es kein Zurück von dieser Abgeho-
benheit gibt. Diese Überweisungen aus 
der Staatskasse sind die monatlichen 
Nachweisungen, dass die Abgeordne-
ten nicht an Weisungen gebunden sind, 
sondern alles aus freien Stücken tun 
würden.

An der historischen Empirie des 
Abhebens der linken und fortschrittli-
chen Abgeordneten gibt es überhaupt 
keinen Zweifel. Mit dem Einzug radi-
kal-demokratischer, sozialistischer 
oder links-nationalistischer Parteien 
in die Parlamente der kapitalistischen 
Klassengesellschaft, in der Regel in 
der Folge der Einführung des allge-
meinen Wahlrechts sowie radikal-de-
mokratischer Revolutionen, wurden 
diese Parlamente systematisch und 
fortschreitend ihrer eigentlichen Funk-
tion beraubt. Aus einem Ort des re-
alen Interessensausgleichs der stets 
untereinander in scharfer Konkurrenz 
stehender Mitglieder der herrschenden 
Klasse, wurde das uns heute geläufige 
Parlament, das ideologische Scheinge-
fechte aufführt, weitgehend machtlos 
gegenüber der herrschenden Exekutive 
und Verwaltung ist, und völlig macht-
los gegenüber der sozialökonomisch 
wirklich herrschenden Elite, also der 
das entscheidende Kapital besitzenden 
Klasse.

Wer als Abgeordnete:r in dieses 
System einsteigt, kommt schnell unter 
Druck, die Spielregeln der grundsätz-
lichen Verteidigung der herrschenden 
Macht- und Eigentumsverhältnisse 
einzuhalten. Den Abgeordneten der 
Parteien der herrschenden Klasse (bei 
unserem Bundestag also alle außer der 
Partei Die Linke) fällt die Unterordnung 
in diesem System in der Regel leicht. 
Wenn es im Einzelfall mal schwerfällt, 
dann sorgt ein gnadenloses Regime der 

entsprechenden bürgerlichen Parteien 
dafür, das gekuscht wird. In diesem 
Regime zählen materielle Ausgrenzun-
gen (Strafen, Nichtwiederaufstellen, 
Ausschluss von Reisen und Empfängen, 
oft auch gezielte Denunziation usw.) zu 
den bewährten Mitteln.

Den Abgeordneten von progressiven 
und linken Parteien, die Anhänger:in-
nen anderer gesellschaftlicher Visionen 
sind, gelingt die Unterordnung unter 
die vorgegebenen Spielregeln des bür-
gerlichen Parlamentarismus trotz Di-
äten und vieler sonstiger materieller 
Privilegien meistens schwerer. Linke 
Abgeordnete kompensieren ihre Gefan-
genschaft im parlamentarischen Sys-
tem durch zwei Maßnahmen: Erstens 
werden sie übereifrig und wachsen zu 
den berühmten und oft beschriebenen 
150-Prozent-Parlamentarier:innen und 
zweitens beschönigen sie ihre parla-
mentarische Arbeit und ihre „Erfolge“. 
Aller mitgeschleppter Unfug, überflüs-
sige Sitzungen, Treffen mit Leuten, 
denen sonst nicht einmal der Hintern 
gezeigt wird, Einflusslosigkeit und Ge-
setzesvorlagen für die Ablage werden 
verdrängt. Begleitet wird dies von stän-
digem Genörgel gegenüber der Partei, 
die für zu viel Radikalität, Prinzipien-
treue, für zu wenig Pragmatismus und 
„Flexibilität“ kritisiert wird. Die Partei, 
ihre Mitglieder und Vorstände werden 
in Machtkämpfen geschwächt – nicht 
zuletzt durch das deutsche Parlaments- 
und Parteienrecht, das ebenso wie Ge-
schäfts- und Hausordnungen der Parla-
mente die Fraktionen gegen die Partei 
begünstigen.

Eine immer wiederkehrende und 
ausnahmslose Erfahrung: Nicht das 
Parlament wird verändert, sondern das 
Parlament verändert die linken Abge-
ordneten.
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Auf diese Weise sind in der Geschich-
te unzählige linke oder sozialistische 
Abgeordnete und Fraktionen auf dem 
rechten Parteiflügel ihrer jeweiligen 
Partei gelandet, bereit für programma-
tischen Opportunismus, faule Kompro-
misse und Unterordnung unter die herr-
schenden Verhältnisse. Die inhaltlichen 
Schlüsselfragen variieren in diesem 
Prozess, aber immer spielt das Verhält-
nis zu den bewaffneten Streitkräften 
und Kriegen eine entscheidende Rol-
le. Wenn sich einzelne Abgeordnete 
dem Anpassungsprozess widersetzten, 
wurden sie durch parteiinterne Intrigen 
zusammen mit Angriffen von außen 
ausgegrenzt, sanktioniert, diffamiert 
und teilweise physisch eliminiert. Der 
angepasste Rest der sozialdemokra-
tischen, radikaldemokratischen und 
sozialistischen Fraktionen verwandelte 
sich stets in ein Ensemble von jeden 
Scheiß akzeptierenden oder gar zu 
Gold erklärenden Opportunist:innen. 
Für diese eigenartige Kombination von 
150-prozentigen Abgeordneten und un-
terwürfigsten Opportunist:innen in der 
Praxis hat Karl Marx schon das Bild des 
„parlamentarischen Kretinismus“ ent-
worfen. Wir sprechen heute lieber von 
„parlamentarischer Verblödung“, wo-
mit auch ein Prozess erfasst wird, dem 
heute ganz sicher solche Genoss:innen 
wie Bodo R., Dietmar B., Jan K., Petra P. 
zum Opfer fallen. 

Die Diäten sind es nicht 
allein

Das Abheben unserer Abgeordneten 
wird nicht durch (zu) hohe Diäten und 
sonstige Privilegien ausgelöst, sondern 
dadurch nur abgesichert. Der Prozess 
des Abhebens beginnt schon in der 
innerparteilichen Sozialisation und po-
litischen Bildung. Die Wichtigkeit der 
außerparlamentarischen Arbeit wird 
gern betont, das außerparlamentari-
sche Standbein gegenüber dem parla-
mentarischen Spielbein bemüht, aber 
in der täglichen Parteipraxis geschieht 
das genaue Gegenteil. Fast alle Res-
sourcen und das gesamte politische 
Selbstverständnis werden auf Wahlen, 
Wahlkämpfe und parlamentarische Ar-
beit ausgerichtet. In der Parteidebatte 
werden parlamentarische Ämter als 
die finale Krone der politischen Arbeit 
dargestellt, die es anzustreben gilt. 
Auch noch der letzte parlamentarische 
Kleinstposten wird hart umkämpft, wäh-
rend Vorstandsämter immer schwerer 

besetzt werden können. Die schnöde 
Wirklichkeit, dass parlamentarische 
Arbeit in der Summe eine große Verar-
schung und Sackgasse ist, an der sich 
Linke nur deshalb beteiligen sollten, um 
sie zu entlarven und die Illusionen vieler 
Menschen in die Parlamente durch Auf-
klärung zu zerstören, wird systematisch 
ausgeblendet. Die Linke richtet sich nur 
auf einen aufgeblähten Teilaspekt der 
kapitalistischen Klassengesellschaft 
ein – und kommt, wenn der Rest der 
Wirklichkeit sich nicht mehr ausblen-
den lässt, deshalb periodisch immer 
wieder in existenzielle Krisen. 

Kommen unsere so vorbereiteten 
Mitglieder dann als Abgeordnete in das 
Parlament, wird ihnen als erste Aktion 
ein virtuelles Schild umgehängt, das 
sie ab dann immer tragen und auf dem 
steht: „Ich bin wichtig“. Sie werden 
auf einer politischen Sänfte durch die 
Scheinwelt des Parlamentarismus ge-
tragen. Es gibt mannigfache Privilegien 
wie kostenlose Serviceleistungen bei 
Bahn und Fluggesellschaft, Fahrdiens-
te, Einladungen, Empfänge, Reisen auf 
Staatskosten und vor allem immer wie-
der die Bauchstreichelei, wie wichtig 
man oder frau doch sei. Ist die Partei 
auch die falsche, mit „Ihnen als Kol-
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legin oder Kollege kann doch geredet 
werden“. Politische Arbeit wird plötz-
lich zum Leben einer Made im feinsten 
Speck, so viel Lametta war nie. Büros, 
ein halbes Dutzend Mitarbeiter:in-
nen, wissenschaftliche Dienste und 
vor allem rundum nur Zustimmung als 
plötzlich kompetenter „Politiker“ oder 
„Politikerin“ – was für ein Gegensatz 
zur früheren Rundum-Negation als Sys-
temgegner:in, Fundamentalist:in und 
Meckerer:in.

Um den Prozess des Abhebens zu 
verlangsamen (ihn völlig zu stoppen, 
wird nicht gelingen) reicht der Diä-
tendeckel nicht. Der Antrag an den Par-

teitag wird deshalb nichts erreichen. Er 
kommt zusätzlich auch noch als erzie-
herische Maßnahme den aktuell amtie-
renden Abgeordneten gegenüber da-
her. Natürlich wird das abgeblockt und 
in der Öffentlichkeit ramelowiert.

Ja zum Deckelung-Antrag 
– und dann schnell den 
wichtigeren Rest erledigen

Der Antrag ist nun gestellt und wir 
werden ihm zustimmen und hoffen, 
möglichst viele tun es auch. Aber schon 
eine kleine Minderheit wird in der Pra-

xis dafür sorgen, dass nichts passiert. 
Was die Linke stattdessen tun müsste, 
wurde von der AKL und anderen schon 
häufig vorgeschlagen:

Eine systematische Kritik am Parla-
mentarismus und entsprechende Bil-
dung und Erziehung der Mitglieder; Auf-
bau von nachhaltigen Parteistrukturen 
in der realen Gesellschaft im Betrieb, 
Schulen, Universitäten und im Stadt-
teil. Dazu eine bewusste Reglementie-
rung der Parlamentsarbeit: Befristung 
der parlamentarischen Mandate der 
Linken auf maximal zwei Amtsperio-
den; niemand darf die Parlamentsarbeit 
zu einem normalen Beruf bis zur Rente 
betreiben; Trennung von Mandaten und 
Parteigremien, um die Macht der Frak-
tionen gegenüber der Partei zu norma-
lisieren; Eindämmung und Ächtung von 
Ämterhäufung, breiteste Streuung der 
Verantwortlichkeiten in der gesamten 
Mitgliedschaft; tarifliche Bezahlung und 
Daueranstellung für die Beschäftigten 
von Fraktion und Partei, aber Rotati-
onsprinzip, damit keine persönlichen 
Abhängigkeiten entstehen; Begrenzung 
der Diäten auf ein durchschnittliches 
Facharbeiter:innenniveau; Verantwor-
tung für einen aus den Diäten-Geldern 
finanzierten Sozialfonds oder Solida-
ritätsverein bei der Partei, nicht bei 
den einzelnen Abgeordneten oder der 
Fraktion; Abschaffung aller Hierarchien 
und Einkommensgefälle in der Fraktion 
und eine entsprechende Arbeits- und 
Geschäftsordnung. Und für alle Ab-
geordneten: Volle Transparenz über 
alle Einkommen materielle Privilegien; 
Rechenschaftspflicht gegenüber der 
Partei und Berichte über das Tun und 
(fast wichtiger) Nichttun im parlamen-
tarischen Alltag; Beibehaltung einer au-
ßerparlamentarischen Praxis und eines 
privaten Lebens außerhalb der parla-
mentarischen Blase. ^All das muss von 
den Landesverbänden und dem Bun-
desparteitag vorab und ab dann für alle 
gleichermaßen geltend beschlossen 
werden. Wer von den aktuellen Abge-
ordneten voraus geht, sollte gefördert 
und als Beispiel gebend gelobt werden. 

Bundessprecher*innenrat 
der AKL, Mai 2026
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STOPPT DEN KRIEG 
GEGEN DEN IRAN UND 
DEN LIBANON! STOPPT 
DEN US-IMPERIALISMUS 
UND DEN ISRAELISCHEN 
KOLONIALISMUS!
Was tun als Die Linke für Frieden im Iran?

Das Jahr 2026 begann kriegerisch 
mit dem Überfall der USA auf Venezue-
la und der Entführung des Präsidenten 
Maduro und seiner Frau. Es folgten 
Kriegsdrohungen der USA gegen Kuba, 
Mexiko und die Ankündigung der Anne-
xion von Grönland und Kanada. Israel 
setzt den Genozid in Gaza und die völ-
kerrechtswidrigen Vertreibungen der 
Palästinenser*innen in der Westbank 
fort. Und nach jahrelangen Kriegs-Dro-
hungen greifen die USA und Israel den 
Iran und den Libanon an. 

Seit dem 28. Februar bombardieren 
die USA und Israel den Iran. Auch die-
ser Krieg begann wie die Kriege gegen 
Afghanistan und den Irak mit Lügen. 
Angeblich sei der Iran kurz davor eine 
Atombombe zu besitzen und entwicke-
le Langstreckenraketen, die Europa 
und die USA treffen könnten. 

Der Krieg gegen den Iran reiht sich 
ein in die verschärfte Kriegsstimmung 
im Kampf der imperialistischen Mächte 
um die Neuaufteilung der Welt. Die USA 
und andere westliche Staaten haben 
erheblich an ökonomischer Kraft ein-
gebüßt gegenüber den Staaten des glo-
balen Südens und vor allem gegenüber 
China. Die USA wollen ihre Stellung als 
einzige Weltmacht unbedingt erhalten 
und agieren immer aggressiver. Es geht 
in diesem Krieg um die Ausweitung der 
Einflussgebiete der USA und Israels 
und die Neuordnung Westasiens. Es 

Inge Höger

Mitglied im Landesvorstand 
der Linken in NRW, Mitglied im 
Bundessprecher*innenkreis der 
BAG FIP und der AKL
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geht um den Zugang zu Ressourcen, 
Märkten und Einflusszonen. Menschen-
rechte und Demokratie werden gerne 
als Kriegsgrund vorgeschoben, aber 
sie interessieren die imperialistischen 
Mächte zu keinem Zeitpunkt.

Die USA haben im Dezember 2025 
ihre nationale Sicherheitsstrategie ver-
öffentlicht. Darin heißt es: 

„Amerika bleibt, mit seinen gottge-
gebenen natürlichen Rechten die 
größte und erfolgreichste Nation der 
Menschheitsgeschichte. (…) Um un-
ser nationales Interesse zu schützen, 
wollen wir das mächtigste, tödlichste 
und technologisch am höchsten 
entwickelte Militär der Welt. (…) Wir 
wollen Kriege verhindern oder sie 
notfalls schnell und endgültig gewin-
nen, mit möglichst geringen Verlus-
ten für unsere eigenen Kräfte.

Der Überfall Russlands auf die Ukrai-
ne und der Stellvertreterkrieg zwischen 
Russland und der NATO um die Res-
sourcen in der Ukraine, das Erstarken 

Chinas als führende Wirtschaftsmacht 
und Exportnation und die Ausweitung 
des BRICS-Bündnisses lassen die USA 
immer aggressiver zuschlagen. Die 
Hegemonie als einzige selbsternann-
te Weltmacht soll mit Hilfe der großen 
militärischen Überlegenheit und der 
weltweiten Militärstützpunkte erhalten 
werden. 

Der Krieg um fruchtbares Ackerland 
und die Bodenschätze in der Ukraine 
gehört genauso zu den Weltneuord-
nungskriegen wie die Militärinterven-
tion der USA gegen Venezuela. In Ve-
nezuela haben sich die USA über die 
Kontrolle der Regierung den Zugang 
zu den größten Ölreserven der Welt 
verschafft. Die Drohungen Trumps ge-
gen Grönland und Kanada sollen den 
Zugang zu den arktischen Ressourcen 
ermöglichen. Und der anhaltende Völ-
kermord an den Palästinenser*innen 
und der sog. Friedensplan von Trump 
gehen mit der weiteren Vertreibung der 
Palästinenser*innen und einem koloni-
alen Projekt in Gaza einher. 

Die USA und Israel wollen die Region 
Westasien in ihrem Interesse neu ord-
nen und die Regionalmächte wie sei-
nerzeit der Irak und Syrien und nun der 
Iran standen und stehen dem im Weg. 
Israel hat zudem den Libanon erneut 
angegriffen und kündigt an, den Süden 
des Landes zu besetzten und nach dem 
Vorbild des Gazastreifens zu zerstören. 
Die täglichen Angriffe Israels haben 
auch nach der von den USA angekün-
digten Waffenruhe nicht aufgehört. 
Über 1,2 Millionen Menschen (20% der 
Bevölkerung) sind im Libanon auf der 
Flucht und ungefähr 3.200 Menschen 
wurden getötet, unter ihnen Beschäf-
tigte im Gesundheitswesen und Journa-
list*innen.

Im Iran wurden durch US-ameri-
kanische und israelische Bombarde-
ments in den ersten Kriegstagen die 
politische und militärische Führung des 
Landes gezielt ermordet und ca. 3.300 
Iraner*innen getötet. Beim Bombarde-
ment einer Schule in den ersten Kriegs-
tagen starben 120 Kinder. Zwischen 
dem 28. Februar und dem 8. April wur-
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de zivile und wirtschaftliche Infrastruk-
tur, Wohnhäuser, Krankenhäuser und 
Schulen sowie religiöse Einrichtungen 
zerstört. Der Iran hat mit Angriffen ge-
gen Israel und gegen US-Militärbasen 
in den Golfstaaten reagiert und außer-
dem die für den Öl- und Gastransport 
wichtige Seeverkehrsroute, die Straße 
von Hormus weitgehend gesperrt. 

Die Sperrung der Straße von Hormus 
führt in der ganzen Welt zu wirtschaft-
lichen Verwerfungen und enormen 
Preiserhöhungen vor allem für Öl und 
Gas.   Insbesondere zahlreiche Länder 
des Globalen Südens stürzen in eine 
tiefe Krise. Zum einen verschärft der 
Ölpreisschock infolge der faktischen 
Sperrung der Straße von Hormuz die 
ohnehin prekäre Lage. Außerdem ist 
die globale Düngemittelversorgung un-
terbrochen und wird zu einer weltwei-
ten Ernährungskrise führen. 45 Millio-
nen Menschen werden weltweit in eine 
akute Hungersnot getrieben. Darüber 
hinaus droht der dreifache Schock aus 
Energie- und Nahrungsmittelkrise so-
wie kriegsbedingt schwächerem Wirt-
schaftswachstum weltweit mehr als 
32 Millionen Menschen in die Armut zu 
treiben – vor allem in den Ländern des 
globalen Südens. 

Die USA konnten ihr Ziel eines 
schnellen Regime-Changes im Iran 
nicht erreichen. Im Gegenteil haben 
sie große Mengen ihres Raketenbe-
standes verschossen, etwa ein Drittel 
ihrer Bestände an Tomahawk-Marsch-
flugkörpern und rund die Hälfte ihrer 
Abwehrraketen. Die US-Rüstungskon-
zerne werden Jahre brauchen, um die 
Bestände zu ersetzen. Auch die durch 
iranische Drohnen und Raketen verur-
sachten Schäden an den den US-Mi-
litärstützpunkten in der Region sind 
schwer. Seit dem von den USA ver-
kündeten Waffenstillstand zum 9. April 
ist es immer wieder zu Auseinander-
setzungen gekommen. US-Präsident 
Trump steht aber sowohl in den USA 
als auch international unter Druck, zu 
einer Vereinbarung zu kommen, die vor 
allem zu einer Öffnung der Straße von 
Hormus führt.

Der Angriff der USA und Israels ge-
gen den Iran ist völkerrechtswidrig. 
Auch wenn Bundeskanzler Merz meint, 
das Völkerrecht stoße an seine Gren-
zen, wird diese Einschätzung von vie-
len Völkerrechtlern geteilt. Aber weder 
die USA noch Israel haben sich bisher 
durch das Völkerrecht von Kriegen und 
Vertreibung und Besatzung abhalten 
lassen. Der Krieg gegen Jugoslawien 

verstieß ebenso gegen das Völkerrecht, 
wie die Kriege gegen Afghanistan, den 
Irak und Libyen. Die Besatzungs- und 
Siedlungspolitik Israels ist - wie in ei-
nem Gutachten des IGH bestätigt - 
eindeutig völkerrechtswidrig. Auch die 
Entführung von Maduro oder die ge-
zielte Ermordung von politischen und 
militärischen Führungspersönlichkeiten 
verstoßen gegen das Völkerrecht. Die 
Tötung unzähliger Zivilist*innen, die 
Zerstörung der Infrastruktur in Gaza, 
dem Libanon und nun im Iran oder die 
Bombardierung einer Mädchenschule 
sind völkerrechtswidrig.

 Ob internationales Recht befolgt 
wird beziehungsweise wer sich daran 
halten muss, ist Abbild der globalen 
Machtverhältnisse. Die zunehmende 
Erosion des Völkerrechts ist nicht Ursa-
che, sondern Folge wachsender Span-
nungen und des Kampfes verschiede-
ner Machtblöcke um Einflusssphären.  

Mit dem Slogan „Kein Blut für Öl“ 
gingen viele Menschen gegen den 
Irakkrieg 1991 auf die Straße. Es gab 
viele Demonstrationen bis hin zu Stra-
ßenblockaden. Auch bei dem Irakkrieg 
2003 knüpfte die Friedensbewegung 
an diese Forderung an. Am 15. Febru-
ar 2003 protestierten Millionen von 
Menschen weltweit, um den drohenden 
Krieg gegen den Irak zu verhindern. 
Deutschland und Frankreich beteiligten 
sich daraufhin nicht offen an dem Krieg. 
Allerdings konnte der Krieg gegen den 
Irak weder verhindert noch gestoppt 
werden. Proteste gegen den aktuellen 
Krieg sind dagegen kaum wahrnehm-
bar. Die vielen US und NATO-Kriege ha-
ben offenbar abgestumpft und mutlos 
gemacht.

Trotzdem sollten wir an den De-
monstrationen gegen den Irakkrieg 
anknüpfen und Massenproteste orga-
nisieren. Die Partei Die Linke hat zwei 
Jahre gebraucht, um eine große De-
monstration gegen den Genozid in Pa-
lästina zu organisieren. So lange dürfen 
wir uns nicht wieder Zeit lassen. Es wird 
Zeit zu Protesten und Demonstrationen 
aufzurufen gegen die Kriege der USA 
und Israels gegen Gaza, den Libanon 
und den den Iran und und in der Region 
Westasien. 

Es reicht nicht, nur die Beachtung 
des Völkerrecht einzufordern. Welche 
Akteure sollen eigentlich dafür sorgen, 
dass die stärkste Militärmacht der Welt, 
die USA, sich an internationale Regeln 
halten muss? Das Recht im Zweifelsfall 
gegen den, der es bricht, durchzuset-
zen, erfordert Gewalt. Die Gewalt geht 

aktuell von den USA und Israel aus. 
Die USA haben schon wiederholt ge-
droht, dass sie in die Niederlande ein-
marschieren, sollte der internationale 
Strafgerichtshof amerikanische Kriegs-
verbrecher anklagen.

 Trotzdem war die Klage Südafrikas 
gegen den Genozid in Gaza ein wich-
tiger und erfolgreicher Schritt. Ebenso 
die Haftbefehle des IStGH gegen Minis-
terpräsident Netanjahu und dem ehe-
maligen Kriegsminister Galant sowie 
dem Militärkommandeur der Hamas, 
der inzwischen von Israel ermordet 
wurde. Auf das Gutachten des IGH zur  
Einordnung der Besatzung als unrecht-
mäßig und die Resolution der UN-Voll-
versammlung für das Recht des paläs-
tinensischen Volkes auf Rückkehr und 
Selbstbestimmung können wir uns im-
mer beziehen. Aber den Krieg in Gaza 
und die Vertreibung in der Westbank 
wurden dadurch nicht gestoppt, die 
Ausweitung der Kriege auf den Libanon 
und den Iran nicht verhindert. Des-
halb müssen wir die Anklagen wegen 
Kriegsverbrechen mit dem Kampf auf 
der Straße und den weltweiten Protes-
ten verbinden und gegen Militarismus 
und Krieg für internationale Solidarität 
kämpfen. 

Der Vietnamkrieg wurde nicht nur 
auf dem Schlachtfeld verloren, sondern 
durch die Massenproteste in den USA 
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und der ganzen Welt. Aus Afghanistan 
haben die USA sich nach 20 Jahren 
Krieg aufgrund vieler Proteste in den 
USA zurück gezogenen, aber auch weil 
sie sich auf die Auseinandersetzung im 
Pazifik gegen China konzentrieren wol-
len. 

Der Hauptfeind steht im eigenen 
Land. Wir richten unsere Forderungen 
nach einem Stopp der Waffenlieferun-
gen an Israel und andere Länder an die 
Bundesregierung. Dabei können wir an 
die Erfolge in Italien und Belgien an-
knüpfen und zu Blockaden von Straßen 
und Häfen aufrufen, über die Waffen 
transportiert werden. Wir fordern von 
der Bundesregierung, die indirekte Be-
teiligung Deutschlands am Krieg zu be-
enden und den USA die Nutzung der Air 
Base Ramstein und weiterer US-Militär-
stützpunkte zu verbieten. Spanien und 
die Schweiz gehen mit gutem Beispiel 
voran. Daran können wir anknüpfen. 
Statt einem Ausbau der Rüstungsindus-
trie fordern wir ein Ende der Produkti-
on von Waffen. Der Kampf gegen Auf-
rüstung und Kriegstüchtigkeit und die 
Wiedereinführung der Wehrpflicht muss 
verbunden werden mit dem Kampf 
gegen Sozialabbau. Unser Ziel ist die 
Veränderung gesellschaftlicher Kräfte-
verhältnisse und die Überwindung des 
Kapitalismus!

Sofortiger Stopp der Intervention im Iran! Keine Befreiung 
durch US-amerikanische Bomben!

Stellungnahme der AKL vom 1. März

Nachdem verschiedene US-Re-
gierungen – nicht nur die aktuelle 
Trump-Regierung – dem Iran über viele 
Jahre hinweg mit einem Militärschlag 
gedroht hatten, haben die Armeen der 
USA und Israel Raketenangriffe und 
Bombardierungen gegen das Land 
durchgeführt. (...)

Der neue Krieg gegen den Iran reiht 
sich ein in die fast wöchentlich ver-
schärfte Kriegsstimmung im Kampf der 
imperialistischen Mächte um die Neu-
aufteilung der Welt in Märkte und Ein-
flusszonen. Es gibt eine offen aggres-
sive und kolonialistische Wende der 
Regierung und Militärführung der USA 
im Rahmen eines verschärften Wettbe-
werbs zwischen den imperialistischen 
Mächten um direkten Zugang zu für 
die kapitalistische Produktion notwen-
digen Ressourcen. Die Entführung von 
Nicolas Maduro und Cilia Flores und die 
anschließende Übernahme der Kontrol-
le über die Regierung von Venezuela, 
Trumps Drohungen gegen Grönland, 
der anhaltende Völkermord an den Pa-
lästinenser:innen und das Projekt zum 
„Wiederaufbau“ des Gazastreifens, die 
Annexion des Westjordanlands und nun 
die Bombardierung Teherans sind Teil 
dieser neuen Weltordnung. Die ersten 
Raketen sind von Israel abgefeuert wor-
den, US-amerikanische Militärschläge, 
die von Kriegsschiffen und Flugzeug-
trägern in der Region aus durchgeführt 
wurden, sind gefolgt. Dies zeigt einmal 
mehr die engen militärischen und poli-
tischen Verbindungen zwischen diesen 
beiden Ländern. (...)

Der jüngste Volksaufstand gegen die 
iranische Regierung und dessen brutale 
Niederschlagung durch das theokrati-
sche iranische Regime könnten einige 
dazu veranlassen, in der Hoffnung auf 
einen Regimewechsel den US-amerika-
nisch-israelischen Angriff zu unterstüt-
zen. Die Militärschläge sind von den 
Anhänger:innen von Reza Pahlavi, dem 
Sohn des Schahs und im Exil lebenden 
iranischen Royalisten, als Chance zur 
Rückkehr an die Macht begrüßt worden. 
Pahlavi ist im April 2023 nach Israel ge-
reist, um über einen Regimewechsel im 
Iran zu sprechen, und machte keinen 
Hehl aus seiner Hoffnung, dass Netan-
jahu ihm bei seinen Plänen zur Restau-
ration der Monarchie helfen könnte.

Der Angriff der bewaffneten Kräfte 
der USA und Israels hat aber nichts mit 
Befreiung zu tun, und niemand sollte 
glauben, dass die Vereinigten Staaten 
oder Israel sich um die Freiheit oder das 
Glück der Menschheit sorgen. Es han-
delt sich um eine geopolitische Strate-
gie der Kräfte des US-Imperialismus, 
die darauf abzielt, die Kontrolle über die 
Region zu festigen.

Große Teile der iranischen Bevölke-
rung kämpfen seit Jahren für den Sturz 
der theokratischen Regierung des Iran. 
Vor allem die Iranerinnen haben an der 
Spitze dieser Bewegungen gestanden, 
insbesondere während der „Frau, Le-
ben, Freiheit“-Bewegung im Jahr 2022. 
Im Januar und Februar hat das Regime 
der Mullahs mit einer beispiellosen Ge-
waltorgie gegen die eigene Bevölkerung 
die jüngsten großen Proteste in Blut er-
stickt.

Wir haben mit den Führern und Voll-
streckern dieses furchtbaren Regimes 
keinerlei Mitleid. Sie müssen gestürzt 
und von einer demokratischen unab-
hängigen Justiz verurteilt werden. Trotz 
allen Terrors ist die iranische Regierung 
schwach und hält sich nur mit Gewalt 
und aufgrund von Angst.

Der Sturz des iranischen Regimes 
ist aber die Aufgabe der iranischen 
Bevölkerung. Keine ausländische Regi-
me-Change-Intervention wird dies er-
setzen können, selbst dann, wenn die-
se ehrlicher und selbstloser sein sollte 
als die geheuchelte Militärattacke der 
israelischen und USA-Streitkräfte. Ne-
ben unzähligen Opfern wird dieser „Re-
gime Change“ nur Instabilität erzeugen, 
gewaltsame Kämpfe verschiedener 
Sektoren und Regionen gegeneinander 
verursachen und einzig der internatio-
nalen Rüstungsindustrie ein neues Ge-
schäftsfeld eröffnen.

	� Für weltweite Mobilisierungen 
gegen den Krieg!

	� Nein zum Krieg der USA und 
Israels gegen den Iran!

	� Solidarität mit der iranischen 
Bevölkerung!

	� Kein Vertrauen in neo-monar-
chistische Machtübernahmen!

	� Stoppt den US-Imperialismus 
und den israelischen Kolonialis-
mus!
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DAS WIRD TEUER
Die kommende Inflationskrise ist nicht nur eine Öltanker-
Havarie, sondern eine unvermeidliche Folge von 
Aufrüstung, Krieg und dem Zusammenbruch der bisherigen 
kapitalistischen Weltordnung. Ohne massive Gegenwehr wird 
es die arbeitende Bevölkerung sein, die für die geopolitische 
Eskalation zahlt. 

Von Sebastian Rave, Bremen, Mitglied im 
Bundessprecher:innenrat der AKL

Die Zahnräder der Weltwirtschaft 
hängen vom Schmiermittel Öl ab. Über 
12.000 Öltanker schipperten im Jahr 
2023 insgesamt 2,1 Milliarden Tonnen 
Rohöl über das Meer.

Aber das Zahnradsystem hängt an 
einem der Chokepoints: der Straße von 
Hormus. Hier geht seit dem Angriffs-
krieg der USA auf den Iran faktisch 
nichts mehr. Den größten Preis zahlen 
natürlich die, deren Leben und Häuser 
im Krieg zerstört werden. Aber die ge-
samte Weltbevölkerung wird in diesem 
Krieg als ökonomische Geisel genom-
men. Etwa 20 Prozent des kapitalisti-
schen Treibstoffs und Schmiermittels 
fehlen durch die Blockade, die durch 
die rücksichtslose Kriegsführung des 
senilen US-Imperialismus verursacht 
wurde. Der Ölpreis erreicht Rekordhö-
hen – für Erdöl-Barone good news:

„Die 100 weltweit führenden Öl- und 
Gasunternehmen haben im ersten 
Monat des US-israelischen Krieges 
im Iran stündlich mehr als 30 Millio-
nen Dollar eingenommen.

Die überhöhten Gewinne stammen 
aus den Taschen der einfachen Bür-
ger, die hohe Preise zahlen müssen, 
um ihre Fahrzeuge zu betanken und 
ihre Haushalte mit Strom zu versor-
gen.“ 

Nachdem die letzten Tanker aus der 
Straße von Hormus in Europa angekom-
men sind, folgt jetzt eine Durststrecke 
von unbekannter Dauer. Auch wenn 
Wirtschaftsministerin Katherina Rei-
che das Gegenteil behauptet: Schon 
jetzt gibt es eine Kerosinknappheit, es 
wird in naher Zukunft zu Versorgungs-
engpässen kommen. Explodierende 
Treibstoffpreise schlagen sich wegen 
erhöhter Transportkosten in allen ande-
ren Waren nieder. Sprich: Eine breite In-
flationswelle ist vorprogrammiert. Und 
das vor dem Hintergrund einer ohnehin 
schon schweren Krise der Lebenshal-
tungskosten:

„In einer Yougov-Umfrage im Auftrag 
der Postbank gab im März jeder 
Achte (12,8 Prozent) der 2.028 be-
fragten Erwachsenen an, kaum noch 

die laufenden Kosten für das tägliche 
Leben aufbringen zu können. In 
Haushalten mit einem Nettoein-
kommen unter 2.500 Euro sagt dies 
sogar fast jeder vierte Befragte (23,5 
Prozent). Die Sorge vor einer neuen 
Preiswelle ist groß.“ 

Die Krise erinnert unvermeidlich an 
die Ölkrise von 1973, die ein neues Phä-
nomen zutage brachte: Die Stagflation, 
bei der die Wirtschaft stagnierte, aber 
sowohl Arbeitslosigkeit als auch Infla-
tion stiegen. Diese Krise war einer der 
entscheidenden Sargnägel für den Key-
nesianismus, der auf staatliche Investi-
tionen gesetzt hatte, um die Wirtschaft 
anzukurbeln.

Die darauf folgende neoliberale Ära 
war geprägt von einer langen Phase von 
deflationären Tendenzen, also eher ver-
fallenden Preisen, bedingt durch Über-
produktion und Überkapazitäten durch 
Weltmarktöffnung, Privatisierung, Res-
tauration des Kapitalismus, sowie der 
durch die Globalisierung ermöglichten 
Verlagerung von Produktion ins lohn-
günstige Ausland.

Aus Sicht des Kapitals klappte das 
einige Jahrzehnte ganz gut, allerdings 
war eine Nebenwirkung die enorme 
Aufblähung der Finanzmärkte, die dann  
2007-2008 erstmals in eine tiefe Kri-
se gerieten. Mit den Bankenrettungs-
programmen wurden private Bank-
schulden durch die öffentliche Hand 
übernommen. Die Assets der Zentral-
banken wurden massiv aufgeblasen 
– mit Schrott, der seitdem zusammen 
mit den aufgetürmten Staatsschulden 
wie ein schwerer Anker an den Füßen 
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der Nationalstaaten und Zentralbanken 
hängt und jegliche Krisenbekämpfung 
erschwert. 

Der Neoliberalismus war in der Kri-
se – dann kamen Pandemie und Uk-
raine-Krieg als Brandbeschleuniger. 
Der Energiepreisschock, eine Kombi-
nation aus „Gierflation“ und erhöhten 
Staatsausgaben führte zu einer Inflati-
onswelle, die von den Löhnen bis heu-
te nicht wieder aufgeholt wurde. Der 
Inflationsschock vertiefte den Graben 
der Ungleichheit. Während für die Su-
perreichen die Vermögen raketenhaft 
in die Höhe schossen, explodierten für 
die Arbeiter*innenklasse die Lebens-
haltungskosten. Der aktuelle Energie-
preisschock durch die militärischen 
Abenteuer Trumps und Netanjahus in 
Westasien kommt nun noch obendrauf.

Steigende Preise sind dabei nur eine 
der Ausdrucksformen der Krise, so wie 
eine steigende Körpertemperatur, also 
Fieber, ein Anzeichen für alle mögli-
chen Infektionen sein kann. Die Inflati-
on ist ein Symptom der kapitalistischen 
Strukturkrise auf mehreren Ebenen. 

    Die Klimakrise zeigt die ökologi-
sche Erschöpfung des Planeten als Fol-
ge seiner systematischen Ausbeutung 
und der Unfähigkeit des Kapitalismus, 
von billigen fossilen Energie zu entzie-
hen.

    Die Marktanarchie und die ausbeu-
terische Natur der kapitalistischen Pro-
duktionsweise führt zu Überproduktion 
und Überkapazitäten.

    In der Finanzsphäre kommt es zu 
Überakkumulation von Kapital im Be-
reich der Spekulation, deutlich sichtbar 

in den Blasenbildungen bei Immobilien, 
Krypto und KI

Die Verschärfung von zwischenim-
perialistischen Rivalitäten und die 
Neuordnung der Kräfteverhältnisse 
imperialistischer Mächte treibt die Prei-
sentwicklung durch Deglobalisierung, 
Entkopplung der Weltwirtschaft, Pro-
tektionismus und Zölle.

All diese Faktoren sind miteinander 
verflochten und verstärken sich in einer 
Rückkopplungsschleife gegenseitig. Es 
handelt sich tatsächlich um ein und die-
selbe Krise: die des im Niedergang be-
griffenen Kapitalismus. Insofern ist die 
heutige Krise organisch verbunden mit 
der großen Rezession von 2008–2009 
und der von 2020.

Im Kommunistischen Manifest von 
Marx und Engels gibt es einen interes-
santen Satz, der ein martialisches Bild 
für den bürgerlichen Welthandel findet:

„Die wohlfeilen Preise ihrer 
Waren sind die schwere 
Artillerie, mit der sie alle 
chinesischen Mauern in den 
Grund schießt.“

Das passt heute wie Arsch auf Eimer: 
Einerseits niedrige Preise aus der Über-
produktion, andererseits „chinesische 
Mauern“, d. h. Zölle, Subventionen, 
Einfuhrverbote, Blockaden. Welthandel 
und Krieg liegen bei Marx und Engels 
nicht umsonst nah beieinander.

Wenn man sich ein Bild davon ma-
chen will, was gerade in der kriselnden 
kapitalistischen Welt vor sich geht: Die 
Kapitalisten sitzen auf einem schmel-

zenden Eisberg und kämpfen um die 
sonnigsten Plätze. Dafür rüsten sie 
materiell, ideologisch und politisch auf, 
bereiten sich auf Kriege vor oder führen 
sie bereits, und beschleunigen damit 
das Schmelzen.

Dafür, dass dieser Prozess der Auf-
rüstung und Kriegsvorbereitung selbst 
ein Inflations- und Krisentreiber ist, hat 
der SPIEGEL ein anschauliches Beispiel 
gegeben:

»Bis zum Jahr 2034 will das Ministe-
rium mehr als 20 Milliarden Euro in 
neue Bundeswehrklamotten inves-
tieren. Das Projekt trägt den etwas 
bürokratischen Titel »Feld Ausstat-
tung Soldat, Erweiterte Reserve«, 
abgekürzt: »Faser«. Angeschafft 
werden sollen Schutzwesten und 
Gefechtshelme, außerdem 1.180.000 
Frottierhandtücher, 780.000 Bade-
hosen und, genau, 720.000 Paar 
Badepantinen. Ein einziges Kleider-
set lässt sich der Bund fast 32.000 
Euro kosten – etwa der Preis eines 
E-Autos der Kompaktklasse.“ 

Dafür hält sich der Bundesverteidi-
gungsminister nicht mit umständlichen 
Ausschreibungen auf, sondern vergibt 
den lukrativen Auftrag ohne Wettbe-
werb direkt.

Zum Zusammenhang von Rüstungs-
produktion und Inflation hat schon der 
marxistische Ökonom Ernest Mandel 
geschrieben:

„Die Rüstungsproduktion hat, 
monetär betrachtet, ein beson-
deres Merkmal; sie vermehrt die 

Auf diesen Karten sind die per Satellit erfassten Stand-
orte von Öltankern abgebildet. Pfeile zeigen die Fahr-
trichtung an, ankernde Tanker sind mit einem Punkt 
dargestellt. 

Quelle: vesselfinder.com
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zirkulierende Kaufkraft, ohne einen 
zusätzlichen Zustrom an Waren als 
Gegenwert hervorzubringen. Selbst 
wenn diese gestiegene Kaufkraft zur 
Anschaffung von Maschinen und zur 
Einstellung von Leuten führt, die vor-
her arbeitslos waren, entsteht eine 
zeitweilige Inflation. Die Einkommen 
der Arbeiter und die Gewinne der 
Gesellschaften erscheinen auf dem 
Markt als Nachfrage nach Konsum-
gütern und Produktionsgütern, ohne 
dass die Produktion dieser Güter 
gesteigert worden ist.“ 

Zudem heizen Rüstungsausgaben 
zwar die Inflation an, führen aber kaum 
zum Wachstum des BIP: Jeder Euro 
der in Infrastruktur oder Bildung ge-
steckt wird hat einen Multiplikatoref-
fekt von 1,5 bis 2,5; verdoppelt sich in 
der Wirtschaftsaktivität also grob – bei 
Rüstungsausgaben liegt laut einer Stu-
die der Uni Mannheim dieser Multipli-
kator bei maximal 0,5 – das Geld wird 
zur Hälfte also verbrannt bzw. landet 
in den Taschen von Rüstungsaktionä-
ren. Abgesehen von dem zweifelhaften 
„Nutzen“ des angeschafften Geräts, ist 
„Rüstungskeynesianismus“ also höchst 
ineffektiv.

Mandel weist auf einen weiteren As-
pekt hin:

„Es gibt nur einen Fall, 
bei dem die Produktion 
von Rüstungsgütern keine 
Inflation verursacht: wenn 
alle Rüstungsausgaben restlos 
mit Steuern finanziert werden, 
das heißt, wenn die Kaufkraft 
der Konsumenten wie der 
Unternehmen entsprechend 
vermindert wird.“

Für die historische Aufrüstung der 
Bundeswehr wurde extra die Schul-
denbremse gelockert, um Flugzeuge, 
Panzer, Raketen und militärische Bade-
latschen auf Kredit zu kaufen – unter, 
daran sei erinnert, der skandalösen 
Zustimmung von linken Minister*innen 
und Senator*innen im Bundesrat.

Während nicht nur der deutsche 
Staat aufrüstet, explodiert die staatli-
che Verschuldung. IWF-Chefin Georgie-
wa warnte kürzlich vor den Folgen der 
Aufrüstung für die Staatsverschuldung:

„»Im Durchschnitt verschlechtern 
sich die Haushaltsdefizite um etwa 

2,6 Prozentpunkte des BIP, und die 
Staatsverschuldung steigt innerhalb 
von drei Jahren nach Beginn des Auf-
rüstungsprozesses um circa sieben 
Prozentpunkte.« Auch diese Ent-
wicklung dürfte den globalen Süden 
besonders hart treffen. Es droht eine 
weitere Schuldenkrise.“

Wir erleben die Rückkehr der Stag-
flation, aber unter neuen Voraussetzun-
gen: Die Inflation als Krisensymptom 
bei gleichzeitiger wirtschaftlicher Stag-
nation, das ganze diesmal aber vor dem 
Hintergrund unbezwingbarer Schulden-
berge. Damit kommt die (friedliche) 
bürgerliche Krisenbekämpfung an ihre 
absoluten Grenzen. Die neoliberale 
Globalisierung stirbt, ein neuer (Rüs-
tungs-)Keynesianismus kann wegen 
der Schuldenberge nur auf Kosten von 
sozialen Errungenschaften zur Welt 
kommen. Angesichts der Verschuldung 
ist die Aufrüstung ohne “Sparpolitik” 
gar nicht möglich, der Sozialabbau wird 
strukturell nötig.

Wer behauptet, der angekündigte 
Kahlschlag bei Gesundheit und Sozi-

alem habe nichts mit der Aufrüstung 
zu tun, verschließt die Augen vor der 
Wirklichkeit. “Kanonen oder Butter” ist 
nicht nur ein rhetorisches Mittel mit his-
torischer Konnotation (Goebbels: „Wir 
werden zu Not auch einmal ohne Butter 
fertig werden, niemals aber ohne Kano-
nen.“; Ifo-Chef Clemens Fuest: „Kano-
nen und Butter – es wäre schön, wenn 
das ginge. Aber das ist Schlaraffenland, 
das geht nicht.“). Kanonen oder Butter, 
Panzer oder Pflege, Schlachtschiffe 
oder Sozialstaat, Tanks oder tanken: 
Das werden die zentralen gesellschaft-
lichen Fragen in den nächsten Jahren 
werden. 
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Dokumentiert: Antrag an den Bundesparteitag 

WIR ZAHLEN NICHT 
FÜR EURE KRIEGE! AUF 
DIE STRASSE GEGEN 
SOZIALABBAU UND 
MILITARISIERUNG

Krieg und Krise sind zwei Seiten der-
selben Medaille. Wer Milliarden in die 
Rüstungsindustrie pumpt, muss sie ir-
gendwo wegnehmen. Wer Kanonen will, 
muss Butter streichen. Das ist keine 
Metapher, das ist die Haushaltspolitik 
der Bundesrepublik im Jahr 2026 und 
sie hat konkrete Folgen.

2026 plant die Bundesregierung 
erstmals 128 Milliarden Euro für Ver-
teidigung auszugeben. So viel wie alle 
lateinamerikanischen und afrikani-
schen Staaten zusammen. Deutsch-
land stehtc inzwischen auf Platz 4 der 
weltweiten Rüstungsausgaben, aber in 
den Talkshows wird sich weiter über 
die Unterfinanzierung der Bundeswehr 
beklagt. Das Grundgesetz wurde geän-
dert, damit hochgerüstet werden kann, 
beschlossen von einem Parlament, das 
bereits abgewählt war. Ohne Beteili-
gung der Bevölkerung, mit demonstra-
tiver Eile, noch bevor ein neu gewähltes 
Parlament eingreifen konnte. Gleichzei-
tig erklärte Kanzler Merz, dass alle (So-
zial)ausgaben auf den Prüfstand gehö-
ren. Aktuell bleibt der Regelsatz in der 
Grundsicherung bei 563 Euro eingefro-
ren. Krankenhäuser schließen. Kom-
munen kollabieren. Rentner*innen, die 
dieses Land aufgebaut haben, können 
sich die Heizung nicht mehr leisten. Die 
Regierung plant den Abriss des Sozial-

Bild: Motecruz Foto
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staats in einem bislang nie dagewese-
nen Ausmaß. Das ist kein Zufall.

Rheinmetall-Aktien haben sich seit 
2022 im Wert versechzehnfacht, deut-
sche Rüstungskonzerne machen Re-
kordgewinne. Wer profitiert, ist keine 
offene Frage. Und wer zahlt, auch nicht.

Die Weltlage hat sich in den letz-
ten Monaten dramatisch zugespitzt. 
Am 28. Februar 2026 begannen Israel 
und die USA einen offenen Krieg ge-
gen den Iran. Chamenei wurde durch 
einen gezielten Luftangriff getötet. 
Der Iran sperrte die Straße von Hor-
mus, Raketen trafen US-Stützpunkte in 
Bahrain, Kuwait, Katar und den Emira-
ten. Eine globale Energiekrise droht, 
deren Kosten wie immer nach unten 
weitergereicht werden. Und nicht nur 
die Energiekosten steigen, sondern 
auch Düngemittel werden knapp und 
wirken sich auf die Lebensmittelpreise 
aus. Bemerkenswert ist dabei: Der Iran 
wurde zweimal während laufender Ver-
handlungsrunden angegriffen, zuerst im 
Juni 2025 und dann erneut im Februar 
2026. Diplomatie ist nicht gescheitert. 
Sie wurde aktiv sabotiert.

Wir leben in Zeiten der Monster. Die 
Zunahme militärischer Spannungen und 
Kriege sind nicht in erster Linie Konflik-
te zwischen politischen Systemen. Es 
ist das System selbst, das immer neue 
Rivalitäten um Rohstoffe, Absatzmärkte 
und geostrategische Kontrolle schafft.

Statt in das Leben zu investieren, soll 
für den Tod produziert werden. „Aktive 
Industriepolitik“ nennt die Europäische 
Union diesen Schritt. In Wirklichkeit 
ist es der Weg in die Kriegswirtschaft. 
Hunderttausende Arbeiter*innen ban-
gen um ihre Jobs. Als „sichere Alter-
native“ werden ihnen jetzt Jobs in der 
Rüstungsindustrie verkauft. Doch wie 
sicher ist das Leben in einer kriegs-
tüchtigen Gesellschaft? Waffen werden 
produziert, um eingesetzt zu werden. 
Wer stirbt zuerst an der Front? Welche 
Fabriken sind im Kriegsfall das erste 
Angriffsziel?

Die Kriegslügen unserer Zeit schmü-
cken sich mit den Worten wie Freiheit, 
Demokratie und Sicherheit. In Wahrheit 
ist es genau dieser Kurs, der unsere 
Freiheit und unsere soziale Sicherheit 
zerstört. Demokratie wird von innen 
ausgehöhlt.

In Deutschland läuft die Militarisie-
rung auf Hochtouren. Wehrpflicht wird 
vorbereitet. Krankenhäuser werden mi-
litarisiert. Bundeswehrwerbung hängt 
in U-Bahnhöfen und auf Ausbildungs-
messen. Boris Pistorius nennt das Ziel 

unverblümt: Deutschland soll kriegs-
tüchtig werden. Das ist kein Vokabular 
der Abschreckung. Das ist Kriegsvorbe-
reitung.

Die Linke muss hier klar sein: Das 
ist kein technisches Haushaltsproblem, 
sondern die Klassenfrage unserer Zeit. 
Ein System, das Profit über Menschen-
leben stellt, braucht Krieg als Erweite-
rungsraum und Sozialabbau zu seiner 
Finanzierung. Beides gehört zusammen 
und beides muss zusammen bekämpft 
werden.

Als Internationalist*innen betrach-
ten wir Kriege nicht wie ein Fußball-
spiel, bei dem man auf der Seite des 
einen oder anderen Staates steht. Wir 
stehen immer an der Seite der arbei-
tenden Menschen, in der Ukraine wie in 
Russland, in Gaza wie in Israel, im Iran 
wie in den USA. Der Soldat, der stirbt, 
damit Konzerne ihre Profite und Markt-
anteile und Staaten ihre Einflusssphä-
ren absichern, ist nicht unser Feind.

In dieser Auseinandersetzung ste-
hen alle anderen Parteien im Bundes-
tag auf der falschen Seite, wenn auch 
mit unterschiedlicher Begeisterung. 
CDU und SPD betreiben die Aufrüs-
tung als Regierung. Die Grünen haben 
die Grundgesetzänderung erst möglich 
gemacht. Die AfD geriert sich als Frie-
denspartei, steht aber in der Tradition 
des deutschen Militarismus und nutzt 
Kriegsangst zur völkischen Mobilisie-
rung.

Nötiger denn je ist in Parlament und 
Gesellschaft eine Stimme, die klar und 
ohne Wenn und Aber sagt: Wir wollen 
eure Kriege nicht. Diplomatie statt Auf-
rüstung, Waffenstillstand statt Eska-
lation, Produktion für das Leben statt 
für den Krieg. Diese Stimme gibt es im 
Bundestag derzeit nur durch uns – aber 
sie muss lauter werden. Das ist eine 
Leerstelle, die Millionen Menschen spü-
ren. Laut Umfragen lehnt eine Mehrheit 
der Bevölkerung die Wehrpflicht ab, 
eine Mehrheit hält die weitere Eskala-
tion für gefährlich. Diese Mehrheit hat 
noch keine ausreichende parlamenta-
rische Repräsentation, nicht weil die 
Überzeugungen fehlen, sondern weil 
an manchen Stellen der Mut fehlte, sie 
auszusprechen.

Das ist kein neues Problem. Die 
SPD von 1914 sprach jahrelang von 
Frieden und stimmte im August dessel-
ben Jahres für die Kriegskredite, als es 
darauf ankam. Der Druck war zu groß, 
die Angst vor Isolation zu mächtig, der 
Wunsch nach Respektabilität zu stark. 
Die Lehre daraus ist nicht, dass man 
immer gegen den Strom schwimmen 
muss, um des Prinzips willen. Die Lehre 
ist: Wer in entscheidenden Momenten 
schweigt oder laviert, überlässt das 
Feld denen, die keine Sekunde zögern.

Die Linke darf sich von der gesell-
schaftlichen und medialen Debatte 
nicht einschüchtern lassen. Wer heute 
für Diplomatie eintritt, wird als naiv ab-
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gestempelt. Wer Waffenlieferungen kri-
tisiert, wird als Putinknecht diffamiert. 
Wer den Gaza-Krieg Genozid nennt, 
wird mit dem Antisemitismusvorwurf 
überzogen. Das ist kein offener Dis-
kurs. Das ist die diskursive Seite des 
Militarismus. Der Versuch, den Mei-
nungskorridor so eng zu ziehen, dass 
Widerspruch als undenkbar gilt. Wir 
müssen das benennen und dem stand-
halten, selbstbewusst, ohne Entschul-
digungen, ohne die reflexartige Einhe-
gung jeder friedenspolitischen Position 
durch Relativierungen.

Die Fragen, die wir in Betrieben, 
Stadtteilen und Schulen stellen müs-
sen, lauten: Warum ist für Krankenhäu-
ser kein Geld da, aber über Nacht für 
Rüstung? Warum werden Rentenkür-
zungen als alternativlos verkauft, wäh-
rend über die Anschaffung von neuen 
Bundeswehr-Fregatten im Wert von vie-
len Milliarden Euro nicht einmal disku-
tiert wird? Warum sollen wir mehr arbei-
ten, verzichten und unsere Kinder den 
Kriegen um Einflusssphären, Marktan-
teile und Ressourcen im Interesse der 
Großkonzerne zum Fraß vorwerfen?

Diese Fragen beantworten sich nicht 
von selbst. Sie müssen gestellt werden, 
laut, konkret und immer wieder.

Die Gesellschaft ist dabei nicht 
stumm. Die Schulstreikbewegung ge-
gen die Wehrpflicht ist die lebendigste 
antimilitaristische Jugendbewegung seit 
Jahrzehnten. Zehntausende Schüler*in-

nen haben gestreikt, Repression riskiert 
und sich nicht einschüchtern lassen. 
Menschen trotzen den Diffamierungen 
der Springerpresse und gehen seit zwei 
Jahren gegen den Genozid in Gaza auf 
die Straße. Sie stehen auf der Seite des 
Völkerrechts, werden kriminalisiert und 
mit dem Antisemitismusvorwurf mund-
tot gemacht. Ein Missbrauch, der nicht 
nur politisch verlogen ist, sondern den 
tatsächlichen Kampf gegen Antisemi-
tismus beschädigt. Diese Bewegungen 
brauchen eine Partei, die das klar be-
nennt und sie nicht im Stich lässt.

IG-Metall-Vertrauensleute bei Ford 
in Köln haben eine Erklärung gegen 
Kriegswirtschaft beschlossen. Beschäf-
tigte in Rüstungsbetrieben werden mit 
ihrem Arbeitsplatz erpresst: entweder 
Waffen oder Kündigung. Diese Logik 
muss gebrochen werden, durch Kon-
versionskonzepte, die zeigen, dass 
dieselben Hände, die heute Grana-
ten fertigen, morgen Wärmepumpen, 
Schienenfahrzeuge und Krankenhaus-
technik bauen können.

Die Linke muss lernen, was sie bei 
der Mietenkampagne gelernt hat: Aus 
konkreter Hilfe wird Organisierung, 
aus Organisierung wird Gegenmacht. 
Das gilt für Mieter*innen genauso wie 
für Menschen, die sich der Wehrpflicht 
verweigern wollen, für Beschäftigte in 
Rüstungsbetrieben, die nicht wissen, 
wohin, und für Aktivist*innen, die vor 
Gericht stehen, weil sie eine Waffenfab-
rik blockiert haben.

Wir sind die einzige Partei im Bun-
destag, die diesem eingeschlagenen 
Kurs der Militarisierung grundsätzlich 
entgegensteht. Das ist keine Selbstbe-
weihräucherung, sondern eine Verant-
wortung. Deshalb ist Antimilitarismus 
keine Nische und nicht allein ein Wahl-
kampfthema. Er ist der Kern sozialisti-
scher Politik in dieser Zeit.

Der Bundesparteitag beschließt:
Der neue Parteivorstand wird be-

auftragt, neben der Mietenkampagne 
einen weiteren gleichwertigen Schwer-
punkt zu setzen und den Kampf gegen 
Sozialabbau mit dem Kampf gegen Mi-
litarisierung und Aufrüstung zu verbin-
den. Konkret bedeutet das:

Die Linke…
	� lädt hierzu Betroffene und Akteu-

re aus Gewerkschaften, sozialen 
Bewegungen, Friedensbewegung 
und antimilitaristischen Initiati-
ven zentral zu einem Ratschlag 
ein mit dem Ziel eines breiten 
Bündnisses für lokale Proteste 

und überregionale Großdemons-
trationen

	� nutzt ihre öffentlichen Kommu-
nikationskanäle in Medien und 
sozialen Netzwerken, um die 
konkreten Kosten der Aufrüs-
tung den sozialen Kürzungen 
gegenüberzustellen

	� erstellt dazu Aufklärungsma-
terial, um lokale Gliederungen 
in ihrer alltäglichen Aufklä-
rungs- und Kampagnenarbeit zu 
unterstützen

	� schafft im Karl-Liebknecht-Haus 
eine Meldestelle Militarisierung: 
Kreisverbände, Kommunal- und 
Landtagsfraktionen können sich 
an sie wenden, damit Informa-
tionen über die lokalen und 
regionalen Auswirkungen der 
„Zeitenwende“ zentral gebündelt 
werden können

	� baut ihre Kampagne zur Kriegs-
dienstverweigerungsberatung 
weiter aus und kommuniziert 
dies offensiv als politisches 
Angebot

	� unterstützt die Schulstreikbe-
wegung und andere Antikriegs-
bewegungen strukturell mit 
Räumen, Ressourcen sowie 
durch konkrete Unterstützung 
für Streikende und Protestieren-
de, die von Repression betroffen 
sind

	� fördert die innerparteiliche Bil-
dung mit antimilitaristischen Bil-
dungs- und Austauschformaten, 
die den Mitgliedern regelmäßig 
angeboten werden.

Bild: Motecruz Foto
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AUS DEN AKL-
LANDESVERBÄNDEN
AKL Niedersachsen: Neuaufstellung, Bildungsarbeit und Vernetzung

Bericht des Landessprecher*in-
nenrates der AKL Niedersachsen

Nachdem die Antikapitalistische 
Linke (AKL) Niedersachsen über einen 
längeren Zeitraum nur eingeschränkt 
aktiv war, hat sie sich Anfang 2025 
neu konstituiert. Dabei hat sich sowohl 
die organisatorische Struktur als auch 
die Zusammensetzung der Strömung 
verändert. Die AKL in Niedersachsen 
ist deutlich jünger geworden und spie-
gelt damit eine Entwicklung wider, die 
auch bundesweit in der Partei Die Linke 
zu beobachten ist. Insbesondere viele 
neue Genoss*innen unter 30 Jahren, 
bei denen die Solidaritätsbewegung mit 
Palästina eine wichtige Rolle bei ihrer 
Politisierung spielte, sind zur AKL Nie-
dersachsen gestoßen.

Nach internen Umstrukturierungen 
Anfang 2026 und einer Übergangspha-
se mit einem vorläufigen Sprecher*in-
nenrat wurde Anfang Juni 2026 ein 
neuer Sprecher*innenrat gewählt. Mit 
Genoss*innen zwischen 25 und 39 
Jahren spiegelt auch dieser die Verjün-
gung der AKL Niedersachsen wider. Mit 
Sarah Roth ist die AKL Niedersachsen 

im Bundessprecher*innenrat der AKL 
vertreten. 

Ein Schwerpunkt der politischen Ar-
beit lag im vergangenen Jahr auf dem 
Thema Palästina. Gemeinsam mit Ge-
noss*innen aus der Palästina-Solidari-
tätsbewegung brachte die AKL Nieder-
sachsen auf dem Landesparteitag den 
in den Medien viel diskutierten Palästi-
na-Antrag ein. Darüber hinaus war die 
AKL bei verschiedenen Solidaritätsakti-
onen sichtbar präsent, unter anderem 
auf der „All Eyes on Gaza“-Demonstra-
tion im September 2025 in Berlin sowie 
bei der pro-palästinensischen Demons-
tration in Salzgitter im Juli 2025.

Auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
2026 in Berlin betreute die AKL Nie-
dersachsen mit AKL-Genoss*innen aus 
anderen Bundesländern einen gemein-
samen Infostand. Zudem war die AKL 
Niedersachsen auf den Landesparteita-
gen 2025 und 2026 mit eigenen Stän-
den präsent. Das Magazin „aufmüpfig“ 
stieß bei den Genoss*innen, die unsere 
Infostände besuchten, auf großes Inte-
resse.

Die Neuaufstellung der AKL machte  
deutlich, was vielen jungen, engagier-
ten Genoss*innen innerhalb der Partei 
fehlt: Gerade junge und neu politisierte 

Genoss*innen haben deutlich gemacht, 
dass ihnen innerhalb der pluralistisch 
strukturierten Linken Orientierung so-
wie vernetzende Organisierung und  kla-
re sozialistische Perspektiven fehlen.

Um zu diskutieren, welche Rolle die 
AKL in Niedersachsen spielen soll und 
welche Erwartungen mit ihr verbunden 
werden, fand Ende Februar 2026 das 
erste Basistreffen der AKL Niedersach-
sen statt. Dieses Treffen diente dazu, 
die bisherige Arbeit zu reflektieren und 
zugleich Grundlagen für die zukünftige 
Arbeitsweise der AKL Niedersachsen zu 
schaffen. Ziel war es nicht, fertige Be-
schlüsse oder ein vollständiges Konzept 
zu erarbeiten, sondern ein gemeinsa-
mes Bild der Erwartungen, Bedürfnisse 
und Ideen innerhalb der AKL zu gewin-
nen. Die vollständige Auswertung des 
Treffens ist noch nicht abgeschlossen. 

Es zeichnet sich jedoch deutlich ab, 
dass politische Bildung für viele Genos-
s*innen zentral ist, da bestehende Bil-
dungsangebote innerhalb der Partei als 
unzureichend wahrgenommen werden. 
Entsprechend groß ist der Wunsch nach 
einer systematischen marxistischen 
Bildungsarbeit. Die Durchführung und 
Förderung marxistischer Bildungsarbeit 
soll dabei das Ziel haben, ein gemein-
sames politisches Verständnis zu ent-
wickeln, Klassenbewusstsein zu stär-
ken und Mitglieder zur eigenständigen 
Analyse gesellschaftlicher Verhältnisse 
sowie zu politischer Intervention zu be-
fähigen. Bildungsarbeit wird dabei nicht 
als isoliertes Angebot verstanden, son-
dern als kontinuierlicher Prozess, der 
eng mit praktischer politischer Arbeit 
verbunden ist.

Wie eine solche Bildungsarbeit kon-
kret aussehen kann, zeigen bereits 
mehrere Initiativen. Im Kreisverband 
Hildesheim findet seit längerer Zeit ein 
wöchentlicher Lesekreis in hybrider 
Form statt. In Northeim haben Genos-
s*innen der AKL kürzlich einen eigenen 
Lesekreis gegründet. In Hannover trifft 
sich seit einiger Zeit eine Arbeitsgemein-
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schaft „Bildungsarbeit“ im zweiwöchent-
lichen Rhythmus. Langfristiges Ziel die-
ser Initiative ist es, erarbeitetes Wissen 
in Form von Vorträgen und Bildungsan-
geboten in die Parteibasis hineinzutra-
gen und Strukturen zu schaffen, die als 
Grundlage für Bildungsarbeit in weiteren 
Kreisverbänden dienen können.

Neben Bildungsarbeit sieht die AKL 
Niedersachsen ihre Aufgabe darin, in-
nerhalb der Partei für eine konsequent 
sozialistische und antikapitalistische 
Ausrichtung einzutreten. Sie will im 
innerparteilichen Diskurs einen linken 
Gegenpol zum Einfluss linksliberaler 
und reaktionärer Strömungen darstel-
len und sozialistische Positionen stär-
ker in die Partei hineintragen.

Ein Schwerpunkt besteht also darin, 
antikapitalistische Themen stärker in 
die Kreisverbände hineinzutragen und 
dort politische Debatten anzustoßen. 
Die AKL versteht sich nicht als isolierte 
Strömung, sondern als Teil der Partei, 
der aktiv in die Kreisverbände hinein-
wirken möchte.

Auch die bundesweite Vernetzung 
innerhalb der AKL soll ausgebaut wer-
den. Anfang Juli ist die Veranstaltung 
„Als Antikapitalist*in in der Kommu-
nalpolitik“ mit Lukas Eitel, Mitglied des 
Bundessprecher*innenrates der AKL 
und Stadtrat in Erlangen, geplant. Die 
Veranstaltung richtete sich an Interes-
sierte aus der gesamten Partei und soll 
damit die AKL bundesweit sichtbarer 
machen sowie die Vernetzung inner-
halb der AKL in den verschiedenen Bun-
desländern fördern.

Ein weiterer Schwerpunkt ist es, die 
Zusammenarbeit verschiedener linker 
Strömungen zu stärken, gemeinsame 
Anträge für Landesparteitage zu erarbei-
ten und langfristig politische Mehrheiten 
für sozialistische Positionen zu schaffen. 
Durch stärkere lokale Zusammenarbeit 
soll der Austausch und die Vernetzung 
zwischen Genoss*innen in den Kreisver-
bänden und Ortsgruppen und Basisorga-
nisationen gefördert werden.

Die AKL Niedersachsen möchte sich 
innerhalb von Niedersachsen aber auch 
bundesweit für die Vernetzung des lin-
ken Parteiflügels einsetzen. Initiativen 
zur Zusammenarbeit linker Strömungen 
innerhalb der Partei sollen unterstützt 
und gestärkt werden. Ziel ist es, Mög-
lichkeiten für Austausch und gemein-
same politische Arbeit zu schaffen und 
damit zum Aufbau einer stabilen sozia-
listischen Vernetzung von Parteilinken 
beizutragen.

Rekonstituierung der AKL Antikapitalistische Linke in Bayern

Am 21. November 2025 fand im Die Linke Wahlkreisbüro Ingolstadt die Neugrün-
dungsveranstaltung der „AKL Antikapitalistische Linke“ Bayern statt, die sich damit 
nach einiger Pause als Landesarbeitsgemeinschaft neu konstituiert hat. Der von der 
Bundesebene übermittelte Altbestand von noch 32 Mitgliedern konnte binnen kur-
zer Zeit auf knapp über 50 Mitglieder in Bayern erhöht werden, die dazu eingeladen 
waren. Davon kam allerdings nur jede/r Fünfte persönlich in das für Bayern recht 
zentral, aber für viele doch mit einiger Entfernung gelegene Ingolstadt, um sich als 
AKL Bayern neu zu gründen, nach Wahl von Versammlungsleitung, Mandatsprü-
fungs- und Wahlkommission dann auch Landessprecher*innen und Delegierte zu 
wählen, sich zu vernetzen und erste Planungen für die künftige Arbeit festzulegen. 

Als Landessprecher*innen wurden gewählt: Franziska Lichtenberg und Franz 
Haslbeck, beide aus München. Die AKL Bayern hat sich keine eigene Satzung ge-
geben, sondern die bundesweite Satzung der AKL übernommen, außerdem wurde 
das eigene Grundverständnis diskutiert. Mit der groben Planung künftiger Termine 
und Diskussion von Aktivitäten, Ideen zu einer künftigen Formierung lokaler bzw. 
regionaler Untergliederungen sowie ganz allgemeinem politischen Austausch ließ 
man den Abend ausklingen, bevor wieder alle die Heimreise antraten. 

Wir freuen uns sehr, dass diese gelungene Gründungsveranstaltung in Ingolstadt 
mit dankbar angenommener lokaler Unterstützung stattfinden konnte. Ein guter 
Auftakt für unsere künftigen Aktivitäten in und aus Bayern und dem Anspruch, so-
wohl die Partei Die Linke mitzugestalten als auch darüber hinaus bayernweit wieder 
sichtbar politisch wirksam zu werden!

Bremen: Reaktivierung und Verjüngung der AKL

Der Bremer Landesverband der AKL war durch sieben verflixte Jahre Regierungs-
beteiligung geschwächt. Einige Aktive sind aus der Partei getreten, andere leider 
verstorben. Der Zustrom neuer Mitglieder und die zunehmende Unzufriedenheit mit 
der Regierungspraxis hat der AKL neues Leben eingehaucht. 

Nachdem Senatsmitglieder der Linken der Aufweichung der Schuldenbremse 
für Aufrüstungszwecke im Bundesrat nichts entgegengesetzt hatten, gab es große 
Auseinandersetzungen im Landesverband der Linken. Zunächst wurde die LAG Frie-
den und Antimilitarismus dadurch gestärkt. Die Stärkung der Parteilinken geht aber 
darüber hinaus. Die AKL machte mit einen Antrag für einen linken Kurswechsel auf 
dem 36. Landesparteitag auf sich aufmerksam. Darin heißt es: 

Die wachsende Zustimmung für die radikale Rechte spiegelt die Radikalisierung 
von ohnehin schon systemimmanent Bestehendem: Militarismus, Rassismus, 
Ausbeutung, Repression. Daraus ergibt sich, dass die Rolle der Linken nicht 
sein darf, reine Mehrheitsbeschafferin für Politik zu sein, die den Status Quo nur 
aufrecht erhalten möchte – der Status Quo selbst, und damit auch seine Verwal-
ter*innen, sind Ursprung für den Aufschwung von Rechts. (...) Eine Einigung mit 
SPD und Grünen, geschweige denn mit CDU oder noch schlimmerem, wird nicht 
möglich sein. Unsere Bündnispartner*innen sind deshalb die Antikriegsbewe-
gung, Gewerkschaften, Antifaschist*innen, die Klimabewegung, und die, die in 
den Stadtteilen aktiv werden. Mit ihnen kämpfen wir um die Mehrheit, nicht nur 
im Parlament, sondern in der Gesellschaft.

Dazu kam kürzlich die Empörung über die Einführung der 41-Stunden-Woche für 
Beamt*innen durch den Bremer Senat. In Zukunft wird es zudem möglich werden, 
Beamt*innen im Einstellungsprozess auf „Verfassungstreue“ zu durchleuchten. 
Eine Veranstaltung „mit Links gegen die 40-Stunden-Woche?“ wurde gut besucht. 
Im Flugblatt dazu, das am 1. Mai verteilt wurde, wird festgestellt: 

„Es scheint, als wäre den linken Abgeordneten der Koalitionsfrieden wichtiger 
als die Beschlüsse von Parteitagen und die programmatischen Grundsätze der 
Partei. Richtig wäre das Gegenteil: Wenn die Regierung beschließt, Beschäftigte 
anzugreifen, muss man die Regierung verlassen und stabile Oppositionsarbeit 
machen. Damit würde Die Linke deutlich machen, dass sie konsequent auf der 
Seite von Beschäftigten steht und sich grundsätzlich von den anderen Parteien 
unterscheidet, denen Regierungsposten wichtiger sind als die politischen Prinzi-
pien.“



Die Antikapitalistische Linke (AKL) ist eine politische Strömung in 
der Partei Die Linke. Sie besteht aus bewegungsorientierten Mit-
gliedern der Partei DIE Linke, aber auch aus Parteilosen. Sie sieht 
sich als Brückenglied zwischen der Partei DIE Linke und den außer-
parlamentarischen Bewegungen. Die AKL setzt sich für die weitere 
Stärkung des antikapitalistischen Profils der Partei DIE Linke ein.

www.antikapitalistische-linke.de

KONTAKT ZUR AKL:
Website:
www.antikapitalistische-linke.de

E-Mail:
info@antikapitalistische-linke.de

Für die AKL Spenden:
DIE Linke. Parteivorstand
Konto-Nr. 132 257 31
BLZ 100 500 00
Berliner Sparkasse
Kennwort „Antikapitalistische Linke“
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